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B_Leistungsbeschreibung 
 

B.1 Allgemeine Rahmenbedingungen 
 

Bei den nachfolgend genannten Punkten der Bereiche B.1 bis B.3 handelt es sich um Anforderungen, die 
vom Bieter zu erfüllen sind. Zusätzliche Angaben oder Ausführungen in seiner Angebotskonzeption sind 
hierzu nicht erforderlich.  
 
Die nachfolgend genannten Vordrucke sind vom Auftragnehmer erst nach Zuschlagserteilung abzuge-
ben. Sie stehen im Internet auf der Homepage der Bundesagentur für Arbeit unter < 
www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > Arbeitsmarkt-Dienstleistungen > Vordrucke > Vordrucke für 
die Vertragsausführung > Maßnahmen auf der Rechtsgrundlage SGBIII/SGB II in der Fassung ab 
01.04.2012 > Maßnahmen für Rehabilitanden (ohne § 45 SGB III) > Ausbildung für behinderte Menschen 
mit Förderbedarf – kooperatives und integratives Modell > zum Download zur Verfügung.  
 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich zu einem regelmäßigen Austausch/Kontakt mit dem Bedarfsträger ab 
Vertragsbeginn. Art und Umfang sind zwischen Auftragnehmer und Bedarfsträger festzulegen.  
 
B.1.1 Personal 
 
Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg dieser Maßnahme ist fachlich qualifiziertes und erfahre-
nes Personal. Der Personaleinsatz muss quantitativ und qualitativ den Anforderungen der Leistungsbe-
schreibung entsprechen. Die Arbeitsbedingungen des Personals unterliegen den arbeitsrechtlichen An-
forderungen. Der Auftraggeber bzw. die koordinierende Dienststelle behalten sich vor, während der Ver-
tragslaufzeit ohne Vorankündigung jederzeit während der üblichen Geschäftszeiten die Einhaltung der 
Anforderungen zu überprüfen und die Einsicht in Arbeitsverträge, Qualifikationsnachweise und Zeugnisse 
vorzunehmen. 
 
Der Nachweis des Personals hat mit der Gesamtübersicht „Personaleinsatz“ (P.1) nach Zuschlagserte i-
lung, spätestens vier Wochen vor Beginn der Maßnahme, gegenüber dem Regionalen Einkaufszentrum 
(REZ) zu erfolgen. Bei kurzfristigem Beginntermin ist die Vorlage unmittelbar nach Zuschlagserteilung 
erforderlich. 
 
Bei Personaländerungen während der Vertragslaufzeit hat der Nachweis des Personals durch den Auf-
tragnehmer unverzüglich und vor Einsatz des Personals in der Maßnahme mit der Gesamtübersicht „Per-
sonaleinsatz“ (P.1) zu erfolgen. 
 
Der Auftragnehmer versichert mit der Abgabe des Vordrucks P.1, dass das gemeldete Personal quantita-
tiv und qualitativ den Anforderungen der Leistungsbeschreibung entspricht.  
 
In der Maßnahme dürfen nur solche Personen zum Einsatz kommen, die nicht rechtskräftig wegen einer 
Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 
oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck hat der Auftragnehmer sich vor 
Einsatz in der Maßnahme von allen in der Maßnahme eingesetzten Mitarbeitern ein Führungszeugnis 
nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen zu lassen. Dieses 
darf zum Zeitpunkt der Tätigkeitsaufnahme in der Maßnahme nicht älter sein als fünf Jahre. 
 
Das REZ behält sich vor, den Einsatz des Personals abzulehnen sofern hinsichtlich der Eignung Beden-
ken bestehen. Gleiches gilt für einen Personalwechsel während der Vertragslaufzeit. Eine Vertretungsre-
gelung im Urlaubs- oder Krankheitsfall ist vom Auftragnehmer sicherzustellen. Der Auftragnehmer hat 
dem Auftraggeber auf Verlangen einen aktuellen Personaleinsatzplan unverzüglich vorzulegen. 
 
B.1.2 Erreichbarkeit 
 
Die zum Einsatz kommenden Räumlichkeiten des Auftragnehmers müssen für den Teilnehmer ausge-
hend von einem Verkehrsknotenpunkt (wie z.B. Hauptbahnhof, Busbahnhof) in angemessener Zeit mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein. Sie müssen so ausgeschildert sein, dass sie vom Teilneh-
mer gut aufzufinden sind. 
 
  

http://www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de/
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B.1.3 Allgemeine sächliche, technische und räumliche Ausstattung 
 
Die Räumlichkeiten und deren Ausstattung haben ab Maßnahmebeginn dem aktuellen Stand der Technik 
sowie den einschlägigen gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. Der bauliche Zustand, die Sauberkeit 
und Hygiene der Räumlichkeiten einschließlich der sanitären Einrichtungen müssen eine ordnungsgemä-
ße Durchführung gewährleisten. Der Auftraggeber behält sich vor, die Räumlichkeiten abzulehnen, sofern 
hinsichtlich der Eignung Bedenken bestehen. Gleiches gilt für einen Wechsel der Räumlichkeiten wäh-
rend der Vertragslaufzeit. 
 
Für alle nachfolgenden räumlichen und ausstattungstechnischen Vorgaben gelten insbesondere folgende 
jeweils aktuelle Vorschriften/Empfehlungen: 

 Bildschirmarbeitsverordnung  

 Arbeitsstättenverordnung in Verbindung mit den Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR)  

 Vorschriften der zuständigen gesetzlichen Unfallversicherungen (Berufsgenossenschaften) 

 Brandschutzbestimmungen 

 jeweilige Landesbauordnung 

  
PC-Arbeitsplätze (PC, Bildschirm, Software und Drucker), welche für Teilnehmer eingesetzt werden, 
müssen dem aktuellen Stand der Technik entsprechen. Dies ist dann gegeben, wenn der PC mindestens 
mit einer marktüblichen Officesoftware (z.B. MS-Office, OpenOffice.org) ausgestattet ist, mindestens die 
vom Hersteller für das eingesetzte Betriebssystem und die eingesetzte Office- und Anwendersoftware 
empfohlenen Hardwarevoraussetzungen erfüllt und der Bildschirm eine Mindestgröße von 17 Zoll hat. 
Alle PC-Arbeitsplätze sind mit Internetzugang auszustatten. Unter Einhaltung dieser technischen Stan-
dards ist auch der Einsatz von Laptops zulässig, sofern ein Diebstahlsschutz und eine Verschlüsselung 
gewährleistet ist. Die Nutzung von Clouds ist nicht zulässig. Auf § 42 a BDSG wird hingewiesen. Der 
Auftragnehmer stellt jedem Teilnehmer zur Speicherung der von ihm erarbeiteten Aufgaben, Texte u.ä. 
einen USB-Stick zur Verfügung. Dieser verbleibt dem Teilnehmer zur weiteren Verwendung und geht in 
sein Eigentum über. Etwaige noch auf dem PC/Laptop vorhandene teilnehmerbezogene Daten sind vom 
Auftragnehmer unverzüglich zu löschen. Die Aufbewahrungsfrist findet hier keine Anwendung. 
 
Nachweis der Räumlichkeiten/Außengelände 
 Beträgt die Frist zwischen Zuschlag und Maßnahmebeginn mehr als vier Wochen, sind folgende Un-

terlagen einzureichen: 
o spätestens fünf Arbeitstage nach Zuschlagserteilung der Erhebungsbogen R.0 (Räumlichkei-

ten/Außengelände), sofern nicht bereits bei Angebotsabgabe entsprechende Angaben zu den 
Räumlichkeiten/dem Außengelände gemacht wurden (Buchstabe a in der Datei D.3.2) und 

o spätestens vier Wochen vor Maßnahmebeginn der Erhebungsbogen Räumlichkeiten (R.1) 
 Beträgt die Frist zwischen Zuschlag und Maßnahmebeginn weniger als vier Wochen ist spätestens 

fünf Arbeitstage nach Zuschlagserteilung der Erhebungsbogen Räumlichkeiten (R.1) einzureichen.  
 

Bei Überschreiten der 5-Tages-Frist finden die §§ 8 und 9 der Vertragsbedingungen Anwendung. 
 
Der Auftraggeber behält sich vor, die Räumlichkeiten zwei Wochen vor Maßnahmebeginn zu besichtigen 
sowie diese jederzeit während der Vertragslaufzeit zu den üblichen Geschäftszeiten, auch ohne Voran-
kündigung, ggf. zusammen mit einem Technischen Berater, auf Einhaltung der Anforderungen zu über-
prüfen. Bei Prüfungen der Maßnahme vor Ort, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers 
dem Auftraggeber den aktuellen Raumbelegungsplan unverzüglich vorzulegen. Änderungen der Räum-
lichkeiten sind dem Auftraggeber unverzüglich mit den Erhebungsbögen R.0 und R.1 anzuzeigen. 
 
B.1.4 Maßnahmeort 

 
Der konkrete Maßnahmeort für die Durchführung ergibt sich aus dem Leistungsverzeichnis/Losblatt, die-
ser ist zwingend einzuhalten. 

 
Im Leistungsverzeichnis/Losblatt ist der Maßnahmeort jeweils beschrieben.  

 Eine Stadt, ein Ort ohne zusätzliche Bezeichnung bedeutet, dass nur diese Stadt/dieser Ort Maß-
nahmeort ist. 

 Der Zusatz „Stadtteil“ oder „Ortsteil“ bedeutet, dass als Maßnahmeort nur dieser Stadtteil/Ortsteil in 
Frage kommt (Beispiel: Stadtteil Stuttgart-Vaihingen). 
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 Der vorangestellte Zusatz einer (Beispiel: 23552 Lübeck) oder mehrerer Postleitzahlen (Beispiel: 
23552, 23554 Lübeck) grenzt den Maßnahmeort auf dieses Gebiet der Stadt/des Ortes ein.  

 Der Hinweis „AA“ vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als Maßnahmeort jeder Ort innerhalb des 
gesamten Agenturbezirks in Frage kommt.  

 Der Hinweis „DSt.“ vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als Maßnahmeort jeder Ort innerhalb 
des Dienststellenbezirks (Zuständigkeitsbereich der Hauptagentur oder einer Geschäftsstelle inner-
halb des Agenturbezirkes) in Frage kommt.  

 Der Hinweis „Jobcenter“ vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als Maßnahmeort jeder Ort inner-
halb des gesamten Zuständigkeitsbereichs des Jobcenters in Frage kommt.  

 Der Hinweis „Lkr.“ vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als Maßnahmeort jeder Ort innerhalb 
dieses Landkreises in Frage kommt.  

Sind mehrere Maßnahmeorte angegeben, muss der Auftragnehmer einen oder mehrere als Maßnahme-
ort auswählen.  
Sind mehrere Maßnahmeorte mit einem „oder“ verbunden, muss der Auftragnehmer einen Maßnahmeort 
auswählen. 
Sind mehrere Maßnahmeorte mit einem „und“ verbunden, muss der Auftragnehmer all diese Maßnahme-
orte vorhalten. 
 
B.1. 5 Allgemeine organisatorische Regelungen 
 
Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer einen Flyer (DIN lang-Format) zur Verfügung. Ein Muster 
steht im Internet auf der Homepage der BA unter www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > Arbeits-
markt-Dienstleistungen > Vordrucke > Vordrucke für die Vertragsausführung > Maßnahmen auf der 
Rechtsgrundlage SGBIII/SGB II in der Fassung ab 01.04.2012 > Maßnahmen für Rehabilitanden (ohne § 
45 SGB III) > Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf – kooperatives und integratives Mo-
dell > zum Download zur Verfügung. 
 
Der Bedarfsträger stellt dem Auftragnehmer diesen Flyer nach gemeinsamer Abstimmung des Bedarfs in 
Printform unentgeltlich zur Verfügung. 
 
Der Auftragnehmer hat für den Flyer ein Einlegeblatt mit Informationen zur Weitergabe an potentielle 
Teilnehmer zu erstellen und dem Bedarfsträger in Print- und elektronischer Form spätestens drei Wochen 
nach Zuschlagserteilung und jeweils spätestens acht Wochen vor Beginn der Optionszeiträume zur Ver-
fügung zu stellen.  
 
Ausgehend von der Gesamtteilnehmerplatzzahl sind für jeden Gesamtteilnehmerplatz drei Exemplare 
des Einlegeblattes je Vertragsjahr-/Optionsjahr in Printform bereitzustellen.  
 
Das Einlegeblatt darf nur zusammen mit dem bundeseinheitlichen Flyer ausgegeben werden. 
 
Die redaktionelle Verantwortung für das Einlegeblatt obliegt dem Auftragnehmer. Folgende inhaltliche 
und technische Vorgaben sind einzuhalten: 
 
Inhaltliche Vorgaben: 
In dem Einlegeblatt müssen die Maßnahmeart „Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf 
(Reha-Ausbildung)“, das Logo des Auftraggebers sowie die regional zuständige Dienststelle des Auftrag-
gebers enthalten sein. Darüber hinaus soll das Einlegeblatt ausschließlich Informationen zu maßnahme-
spezifischen Besonderheiten (z.B. vorgehaltene Ausbildungsberufe/Berufsfelder), zu den trägerseitigen 
Kontaktdaten, Standorten und Ansprechpartnern sowie eine Wegbeschreibung zur Kontaktadresse am 
jeweiligen Maßnahmeort enthalten. 
 
Technische Vorgaben: 
Das Einlegeblatt ist im Format DIN lang (105 x 210 mm) zu produzieren (Vorder- und Rückseite). Der 
Druck muss 4-farbig/beidseitig erfolgen (Papier 135 g/m² Bilderdruck glänzend holzfrei weiß). Die Maß-
/Typografie-/Farb- und Layoutvorgaben gemäß dem Corporate Design der Bundesagentur für Arbeit sind 
einzuhalten. Die in der Vorlage positionierte Dachmarke der Bundesagentur für Arbeit ist durch das Logo 
des jeweiligen Bedarfsträgers zu ersetzen. Zur optimierten Umsetzung stellt der Auftraggeber dem Auf-
tragnehmer eine entsprechende Word- bzw. InDesign Vorlage auf der Homepage der Bundesagentur für 
Arbeit unter www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > Arbeitsmarkt-Dienstleistungen > Vordrucke > 
Vordrucke für die Vertragsausführung > Maßnahmen auf der Rechtsgrundlage SGBIII/SGB II in der Fas-

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Ausschreibungen/ArbeitsmarktDienstleistungen/Vordrucke/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI523407
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Ausschreibungen/ArbeitsmarktDienstleistungen/Vordrucke/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI523407
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sung ab 01.04.2012 > Maßnahmen für Rehabilitanden (ohne § 45 SGB III) > Ausbildung für behinderte 
Menschen mit Förderbedarf – kooperatives und integratives Modell > zum Download zur Verfügung. 
 
 
Bekanntgabe Bankverbindung und Ansprechpartner 
Spätestens fünf Arbeitstage nach Zuschlagerteilung hat der Auftragnehmer den Vordruck „Bankverbin-
dung und Ansprechpartner“ beim zuständigen Bedarfsträger einzureichen. 
 
B.1.6 Diversity Management 
 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, im Rahmen des Diversity Managements die unterschiedlichen Le-
benssituationen und Interessen von Frauen und Männern, die positive Wertschätzung der individuellen 
Verschiedenheit, das Erreichen einer produktiven Gesamtatmosphäre, das Verhindern der sozialen Dis-
kriminierung von Minderheiten und die Verbesserung der Chancengleichheit von vornherein und regel-
mäßig bei der Durchführung der Maßnahme zu berücksichtigen. 
 
B.1.7 Teilnahmebescheinigung 
 
Teilnehmern, die die Ausbildung beim Auftragnehmer vorzeitig beenden oder die Abschlussprüfung nicht 
bestanden haben, sind in anspruchsvoller Form die erfolgreich absolvierten Teile der Berufsausbildung 
(z.B. auf Briefpapier mit dem Logo des Auftragnehmers) zu bescheinigen und mit Stempel und Unter-
schrift zu versehen. Der Inhalt der Teilnahmebescheinigung ist mit dem Bedarfsträger abzustimmen.  
 
B.1.8 Datenaustausch zwischen Bedarfsträger und Auftragnehmer  
 
Die Maßnahmeabwicklung bzw. der Austausch von Daten zwischen Bedarfsträger und Auftragnehmer 
erfolgt ausschließlich elektronisch über eM@w.  
 
B.1.8.1 Allgemeines 
 
eM@w (elektronische Maßnahmeabwicklung) ist eine Plattform, die die Kommunikation zwischen Be-
darfsträger und Auftragnehmer in standardisierter Form ermöglicht. 
Der Auftragnehmer muss sicherstellen, dass die Kommunikation über eM@w spätestens 14 Kalenderta-
ge nach Zuschlagserteilung ermöglicht wird.  
 
Der Datenaustausch erfolgt über einen Web-Server im Internet durch Upload von Zip-Archiven. Diese 
enthalten je übermittelte Nachricht eine XML-Schnittstellendatei mit den benötigten Informationen und 
ggf. standardisierten PDF-Dokumenten. Die Dateiinhalte, die mittels XML-Format übergeben werden 
sollen, sind in einer XSD-Schema-Datei spezifiziert. 
 
Die mit der elektronischen Maßnahmeabwicklung verbundenen Kosten sind Bestandteil des Angebots-
preises und entsprechend einzukalkulieren. 
 
Weitere Informationen – fachliches Infopaket und technisches Infopaket – stehen im Internet auf der 
Homepage der Bundesagentur für Arbeit unter www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Träger > eM@w - 
Elektronische Maßnahmeabwicklung zum Download zur Verfügung. Diese sind zwingend zu beachten. 
 
B.1.8.2 Server- und Softwarelösung  
 
Welche Server- und Softwarelösung im Rahmen der elektronischen Maßnahmeabwicklung angestrebt 
wird, hat der Auftragnehmer bei Angebotsabgabe mitzuteilen (siehe A.6 A_Allgemeine_ Hinweise; Datei 
D.5). 
 
Die für den Datenaustausch erforderliche Server- und Softwarelösung kann vom Auftragnehmer selbst 
oder durch einen beauftragten Dritten (externen Provider) bereitgestellt werden. Für den Datenaustausch 
mit eM@w ist für den Zugriff auf den Kommunikationsserver der Bundesagentur für Arbeit ein Zertifikat 
erforderlich. Sofern noch kein Zertifikat vorliegt, hat der Auftragnehmer spätestens zwei Arbeitstage nach 
Zuschlagserteilung telefonisch unter der Rufnummer 0911/424221 Kontakt mit der Bundesagentur für 
Arbeit aufzunehmen. Auf Anforderung ist hierzu neben der ausgefüllten und ausgedruckten Datei D.5 
eine Kopie des Zuschlagsschreibens vorzulegen. Das Zertifikat für die elektronische Maßnahmeabwick-

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Institutionen/Traeger/index.htm
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lung wird via E-Mail und einer PIN auf dem Postweg durch das IT-Systemhaus der Bundesagentur für 
Arbeit an den Softwareprovider gesandt. 
 
Sofern sich der Auftragnehmer eines externen Providers bedient, ist zu beachten, dass nur solche Dritte 
zugelassen werden, bei denen zusätzlich zur vorgenannten Zertifizierung noch eine „Vereinbarung über 
den Austausch von Daten über die BA-XML-Schnittstelle im Rahmen der elektronischen Maßnahmeab-
wicklung (eM@w)“ abgeschlossen wird. Ein Muster dieser Vereinbarung ist dem technischen Infopaket 
als Anlage beigefügt.  
 
Bei Einschaltung eines Providers ist § 11 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) zu beachten. Der Provider 
ist vom Auftragnehmer auf die Einhaltung der sich aus dem Vertrag ergebenden Pflichten, insbesondere 
auf die Einhaltung der Regelungen der Vertragsbedingungen zum Datenschutz und zu den Informations-
pflichten sowie zum Prüfrecht hinzuweisen. Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass der Provider 
diese Bestimmungen in selber Weise einhält wie der Auftragnehmer selbst.  
 
Realisiert der Auftragnehmer eine eigene Server- und Softwarelösung, gelten die Rechte und Pflichten 
der §§ 2 und 3 der „Vereinbarung über den Austausch von Daten über die BA-XML-Schnittstelle im Rah-
men der elektronischen Maßnahmeabwicklung (eM@w)“ entsprechend. 
 
Für den elektronischen Datenaustausch des jeweiligen Vertrages über eM@w ist nur ein Provider zuge-
lassen. Bei Bietergemeinschaften haben sich die einzelnen Mitglieder auf einen gemeinsamen Provider 
festzulegen Eine anschließende Aufteilung und Weiterleitung der Daten an die Beteiligten einer Bieter-
gemeinschaft sowie die Nutzung weiterer Server- und Softwarelösungen ist unter der Beachtung von § 9 
BDSG zulässig. Hierbei ist sicherzustellen, dass ein Mitarbeiter des Bevollmächtigten der Bietergemein-
schaft unmittelbar aussagefähig zu maßnahmebezogenen Informationen (z.B. zur Verfügbarkeit freier 
Platzkapazitäten) ist.  
 
Der Wechsel des Providers im Maßnahmeverlauf sowie bis zu zwei Jahre nach Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses ist nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass alle im bisherigen Maßnahmeverlauf über 
eM@w ausgetauschten XML-Ereignisse unter Einhaltung des Datenschutzes an den neuen Provider 
übergeben werden und nach vollständiger Datenübergabe die Daten beim bisherigen Provider umgehend 
und vollständig gelöscht werden. 
 
B.1.8.3 Informationskategorien und Berichtspflichten 
 
Die über eM@w auszutauschenden Daten sind in drei Informationskategorien gebündelt. Innerhalb dieser 
Informationskategorien sind Ereignisse definiert, deren Daten zu bestimmten Terminen dem Bedarfsträ-
ger zuzuleiten sind (vgl. § 318 SGB III). Das sind: 
 
a) Informationen zum Eintritt des Teilnehmers 
 
- Rückmeldung über die mögliche Teilnahme 
 
- tatsächlicher Eintritt/Nichteintritt (ist an dem Tag zu melden, der als Eintrittstermin festgelegt wurde)  
  
b) Informationen zum Maßnahmeverlauf des Teilnehmers 

 
- Anwesenheitszeiten  einmal monatlich zum 9. Kalendertag des Folgemonats, 

ab dem 10. Kalendertag nicht mehr veränderbar 
 
- Leistungs- und Verhaltensbeurteilung (LuV) anlassbezogen 
 
- Maßnahmeverlängerung  anlassbezogen (zusätzlich zur erforderlichen LuV) 
 
- Fehlzeiten     wöchentlich 
 
- Kommunikation vom Auftragnehmer  anlassbezogen und bei Fortsetzung der Ausbildung in  
      kooperativer Form bzw. Wiederaufnahme der integrativen 
      Form) 
 
c) Informationen zum Austritt und Verbleib des Teilnehmers 
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-Austritts- und Verbleibsmeldung  tagesaktuell, spätestens am letzten Tag der tatsächlichen 

Teilnahme  
bei einem vorzeitigen nicht regulären Austritt ist ein Aus-
tritts- und Verbleibsgrund mitzuteilen, bei regulärem Aus-
tritt ist nur ein Verbleibsgrund anzugeben 

 
Die Übermittlung darf nur mit schriftlicher Einwilligung des Teilnehmers erfolgen. Diese ist mit Unterschrift 
des Teilnehmers auf einer Mehrfertigung der jeweiligen LuV zu erklären. Der Auftragnehmer hat die 
Mehrfertigung bis zum Vertragsende aufzubewahren.  
 
Informationen über Sachverhalte, die dem Schutz des § 203 Strafgesetzbuch unterliegen, dürfen nicht 
kommuniziert werden.  
 
Näheres ist dem fachlichen Infopaket in der jeweils aktuell veröffentlichten Version zu entnehmen. 
 
B.1.8.4 Berechtigungskonzept 
 
Aus datenschutzrechtlichen Gründen ist bei eM@w nur die direkte Kommunikation zwischen der zustän-
digen Beratungsfachkraft des Teilnehmers beim Bedarfsträger und der zuständigen Person für den Teil-
nehmer beim Auftragnehmer zulässig. Die Zugriffsrechte zu dem teilnehmerbezogenen Datenbestand 
sind daher vom Auftragnehmer in einem differenzierten Berechtigungskonzept festzulegen. Das Berech-
tigungskonzept ist dem zuständigen REZ spätestens bis zum Vertragsbeginn vorzulegen. 
 
Näheres ist dem technischen Infopaket in der jeweils aktuell veröffentlichten Version zu entnehmen.  
 



Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf § 117 Abs. 1 S. 1 Nr. 1b SGB III/2015 

- integratives Modell - 

 

Stand: 05.03.2015 401-15-Rehaint-50100 Seite 7 von 28 
  

B.2 Produktbezogene Rahmenbedingungen 
 
B.2.1 Beschreibung der Leistung (Einführung und Zielsetzung) 
 
Leistungsgegenstand ist die Durchführung von behindertenspezifischen Ausbildungen zur Erlangung 
eines Berufsabschlusses gemäß § 117 Abs.1 Nr. 1b SGB III i.V.m. §§ 4, 5 Abs. 2 ff Berufsbildungsgesetz 
(BBiG)/§§ 25, 26 Abs. 2 ff Handwerksordnung HwO (allgemeine Berufsausbildung einschließlich Stufen-
ausbildung) und §§ 64 ff BBiG/§ 42 k-m HwO („Fachpraktiker“ bzw. „Werkerausbildung“)) zur dauerhaften 
Eingliederung in Beruf und Beschäftigung. Die Berufsausbildung findet in außerbetrieblichen Einrichtun-
gen statt (Reha-Ausbildung – integratives Modell).  
 
Ausbildungen für behinderte Menschen mit Förderbedarf nach § 117 Abs.1 Nr. 1b SGB III zielen darauf 
ab, Auszubildenden, die aufgrund ihrer Behinderung besonderer Hilfen bedürfen, die Aufnahme, Fortset-
zung sowie den erfolgreichen Abschluss einer Berufsausbildung zu ermöglichen.  
 
Es sind alle Möglichkeiten wahrzunehmen, um den Übergang des Auszubildenden auf einen betriebli-
chen Ausbildungsplatz zu fördern. Sofern ein direkter Übergang in betriebliche Berufsausbildung noch 
nicht möglich ist, kann die Ausbildung entsprechend des Unterstützungsbedarfs einzelner Teilnehmer als 
Zwischenziel ab dem 2. Ausbildungsjahr in kooperativer Form umgesetzt werden.  
 
Die erwarteten Zielgrößen für den direkten Übergang in betriebliche Berufsausbildung sowie für die Fort-
setzung der Ausbildung in kooperativer Form zu Beginn des 2. Ausbildungsjahres sind dem Leistungs-
verzeichnis/Losblatt zu entnehmen. Dabei wird jeder Ausbildungsbeginnjahrgang separat betrachtet. 
 
Die Teilnehmer bleiben auch bei einer Umsetzung der Ausbildung in kooperativer Form ab dem 2. Aus-
bildungsjahr durchgängig Teilnehmer dieser integrativen Ausbildung für behinderte Menschen mit För-
derbedarf. 
 
Durch die Fortsetzung der Ausbildung in kooperativer Form sollen auch die Chancen einer sich an die 
Ausbildung anschließenden versicherungspflichtigen Beschäftigung erhöht werden. 
 
Dem Auftragnehmer obliegt beim integrativen Modell sowohl die fachtheoretische als auch die fachprak-
tische Unterweisung der Teilnehmer. Die fachpraktische Unterweisung wird entsprechend des Entwick-
lungsfortschritts der Teilnehmer durch betriebliche Ausbildungsphasen ergänzt und vertieft. 
 
Sofern für Ausbildungsberufe auch Ausbildungsrahmenpläne zur Verfügung stehen, die eine Ausbildung 
auf Grundlage von Ausbildungsbausteinen vorsehen, ist die Umsetzung des Modells grundsätzlich zuge-
lassen.  
 
Bei Fortsetzung der Ausbildung in kooperativer Form werden die fachpraktischen Ausbildungsinhalte 
ausschließlich durch den Kooperationsbetrieb vermittelt und fachtheoretisch durch den Auftragnehmer 
begleitet und unterstützt. Die Kooperationsbetriebe müssen die Eignung nach §§ 27 ff BBiG/§§ 21 ff HwO 
besitzen. Der Auftragnehmer überwacht die Ausbildung im Kooperationsbetrieb, sucht die Auszubilden-
den zur Sicherung des Ausbildungserfolges regelmäßig auf und bietet dabei auch den Betrieben Unter-
stützungsleistungen an. Darüber hinaus koordiniert der Auftragnehmer die Ausbildung mit allen beteilig-
ten Stellen – insbesondere auch mit der Berufsschule – und unterstützt diese in ihrer Aufgabenwahrneh-
mung vor allem durch fachtheoretische Unterweisung sowie sozialpädagogische Begleitung der Teilneh-
mer. 
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, rechtzeitig Vermittlungsaktivitäten für einen möglichst frühzeitigen 
Übergang in betriebliche Berufsausbildung einzuleiten und - sofern dies noch nicht möglich sein sollte - 
geeignete Kooperationsbetriebe für die Fortsetzung der Ausbildung in kooperativer Form zu akquirieren.  
 
Der Auftragnehmer sowie die Kooperationsbetriebe haben während der gesamten Vertragslaufzeit die 
aktuell gültigen Ausbildungsordnungen/Ausbildungsregelungen der einzelnen Berufsausbildungen inklu-
sive der ggf. länderspezifischen Besonderheiten/Regelungen anzuwenden. 
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass bei vorzeitiger Lösung eines Kooperati-
onsvertrages unverzüglich ein neuer Kooperationspartner eingebunden wird. Sofern kein Anschlussko-
operationsvertrag geschlossen werden kann, ist die Ausbildung in integrativer Form fortzusetzen. 
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Vor Übergang in die kooperative Form der Reha-Ausbildung ist zwischen den Beteiligten (mindestens 
Auftragnehmer, Teilnehmer sowie potentieller Kooperationsbetrieb) ein Abstimmungsgespräch durchzu-
führen. Im Rahmen des Abstimmungsgesprächs hat der Auftragnehmer die weiteren Beteiligten über 
Ziele und Zielgruppe der Reha-Ausbildung sowie die von den Beteiligten jeweils wahrzunehmenden Auf-
gaben zu informieren (siehe Musterkooperationsvertrag unter www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > 
Arbeitsmarkt-Dienstleistungen > Vordrucke > Vordrucke für die Vertragsausführung > Maßnahmen auf 
der Rechtsgrundlage SGB III/SGB II in der Fassung ab 01.04.2012 > Maßnahmen für Rehabilitanden 
(ohne § 45 SGB III) > Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf – kooperatives und integrati-
ves Modell>). Hierbei hat der Auftragnehmer insbesondere seine Unterstützungsangebote für den Betrieb 
und Auszubildenden herauszustellen sowie deren Einbindung in den betrieblichen Ablauf im Kooperati-
onsbetrieb zu besprechen. Zeitpunkt und Inhalt des Gesprächs sind zu dokumentieren. 
 
Die Ausbildungsberufe, die entsprechende Ausbildungsdauer, die geforderten Maßnahmeorte und die 
Anzahl der einzurichtenden Ausbildungsplätze sowie Plätze für auswärtige Unterbringung und weitere 
Angaben sind dem Leistungsverzeichnis/Losblatt zu entnehmen. Das Vorhalten einer Ausbildung nach 
64 ff BBiG/§ 42 k-m HwO („Fachpraktiker“ bzw. „Werkerausbildung“) schließt eine Zuweisung für die 
Vollausbildung in diesem Beruf mit ein. Sollte keine Einschränkung auf bestimmte Fachrichtungen vorge-
geben sein, ist sicherzustellen, dass alle Fachrichtungen abgedeckt werden können. 
 
Sollte sich im Maßnahmeverlauf aufgrund der individuellen Leistungsfähigkeit einzelner Teilnehmer her-
ausstellen, dass dieser einzelne Teilnehmer den fachlichen Anforderungen der angestrebten Ausbildung 
trotz intensiver Unterstützung nicht entsprechen kann, hat der Auftragnehmer eine Abstimmung mit dem 
Bedarfsträger herbeizuführen. Sofern dem angestrebten Ausbildungsberuf in der Ausbildungsordnung 
weitere Ausbildungsberufe mit kürzerer Ausbildungsdauer (gestufte Ausbildungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 
BBiG/§ 26 Abs. 2 Nr. 1 HwO) zugeordnet sein sollten, ist unter Einbeziehung des Teilnehmers zu klären, 
ob eine Umstellung des bisherigen Ausbildungsvertrages in einen dieser Ausbildungsberufe sinnvoll ist, 
oder ob eine Ausbildung nach §§ 64 ff. BBiG/§ 42 k-m HwO realisiert werden kann. Dies setzt in jedem 
Fall das Einverständnis des Teilnehmers zur erforderlichen Vertragsänderung voraus. Der Auftragnehmer 
ist in diesen Fällen verpflichtet, die Inhalte des neuen Ausbildungsberufes zu vermitteln.  
 
Bei positiver Entwicklung des Teilnehmers ist der vorzeitige Übergang aus Ausbildungen gemäß 
§§ 64 ff. BBiG/§ 42 k-m HwO in die entsprechende Ausbildung nach §§ 4, 5 Abs.2 ff BBiG/ 
§§ 25, 26 Abs.2 HwO in Abstimmung mit dem jeweiligen Bedarfsträger zu gewährleisten. Der für diesen 
Teilnehmer gewährte Monatspreis bleibt unverändert. Bei den zuständigen Stellen ist darauf hin zu wir-
ken, dass Zeiten der Ausbildung nach §§ 64 ff BBiG/§ 42 k-m HwO angerechnet werden. 
 
Bei der konkreten Ausgestaltung der behindertenspezifischen Ausbildung hat der Auftragnehmer den 
Übergang des Teilnehmers in betriebliche Ausbildung zu unterstützen. Dabei sind in Abstimmung mit 
dem zuständigen Bedarfsträger initiativ ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) anzubieten.  
 
Sofern der Übergang in betriebliche Ausbildung wegen fehlender Eignung des Teilnehmers nicht möglich 
ist, soll sichergestellt werden, Ausbildungsabschnitte betrieblich durchzuführen.  
 
B.2.2 Zielgruppe  
 
Zielgruppe der Maßnahme sind junge Menschen mit Behinderung (§ 19 SGB III), die für die im Leis-
tungsverzeichnis/Losblatt genannten Ausbildungsberufe geeignet sind und wegen ihrer Behinderung 
zwar besonderer Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bedürfen (§ 113 Abs.1 i.V.m. § 117 Abs. 1 Nr. 
1 b) SGB III), jedoch nicht auf eine besondere Einrichtung im Sinne § 35 SGB IX für behinderte Men-
schen angewiesen sind. 
 
Die Zielgruppe kann pro lfd. Nr. im Leistungsverzeichnis/Losblatt nach der Art der Behinderung weiter 
differenziert (=Teilnehmergruppe) werden. 
 
Die jungen Menschen mit Behinderung werden in der Leistungsbeschreibung als Teilnehmer bezeichnet. 
Der Status „Teilnehmer“ liegt vor, wenn der junge Mensch in die Maßnahme eingetreten ist. 
 
 
 
  

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Ausschreibungen/ArbeitsmarktDienstleistungen/Vordrucke/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI523407
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B. 2.3 Zeitlicher Umfang (individuelle Förderplanung, sonstige zeitliche Regelungen) 
 
Die Förderung wird bis zum Ende der nach BBiG bzw. HwO vorgeschriebenen Ausbildungszeit fortge-
setzt, wenn der Übergang des Teilnehmers in ein betriebliches Ausbildungsverhältnis nicht zustande 
kommt. Bei Ausbildungen nach §§ 64 ff BBiG/§ 42 k-m HwO ist darauf hinzuwirken, dass die Ausbil-
dungsdauer des vergleichbaren Ausbildungsberufs nach §§ 4, 5 Abs.2 ff BBiG/§§ 25, 26 Abs.2 HwO nicht 
unterschritten wird. Die Maßnahme endet für den einzelnen Teilnehmer mit Übergang in eine betriebliche 
Ausbildung bzw. mit dem erfolgreichen Abschluss der Ausbildung für behinderte Menschen mit Förder-
bedarf. 
 
Für die Teilnehmer wird gemäß den gesetzlichen Bestimmungen ein möglichst frühzeitiger Übergang in 
eine betriebliche Ausbildung angestrebt. Durch den Auftragnehmer sind bei entsprechender Eignung des 
Auszubildenden rechtzeitig Vermittlungsbemühungen zur Fortsetzung der Ausbildung im Betrieb oder - 
sofern dies noch nicht möglich sein sollte – in kooperativer Form einzuleiten und deren Ergebnisse in der 
jeweiligen Verlaufs – Leistungs- und Verhaltensbeurteilung (Verlauf-LuV, siehe B.3.5) darzulegen. 
 
Unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 Satz 2 BBiG/§ 27b Abs. 1 Satz 2 HwO ist im Einzelfall eine 
Ausbildung in Teilzeit möglich. 
 
Die Maßnahme umfasst auch eine Verlängerung der Ausbildungsverhältnisse gemäß § 8 BBiG/ 
§ 27b HwO. 
 
Der Anteil von betrieblichen Ausbildungsphasen bei außerbetrieblicher Ausbildung beträgt während des 
jeweiligen Ausbildungsjahres in der Regel mindestens 40 Arbeitstage. Bei einem geplanten Umfang von 
mehr als 60 Arbeitstagen ist im Vorfeld die Zustimmung des Bedarfsträgers einzuholen.  
 
Sofern die Ausbildung ab dem 2. Ausbildungsjahr in kooperativer Form umgesetzt wird, erfolgt die fach-
praktische Ausbildung vollständig im Kooperationsbetrieb. 
 
Es sind eine tägliche Arbeitszeit von maximal zehn Stunden und eine wöchentliche Arbeitszeit in jeder 
Kalenderwoche bis zum Umfang der tariflichen/ortsüblichen Arbeitszeit zulässig.  
 
Soweit in den Ausbildungsordnungen bzw. den Ausbildungsregelungen nichts Abweichendes bestimmt 
ist, beträgt die Wochenstundenzahl einschließlich des Berufsschulunterrichtes 39 Zeitstunden ohne 
Pausen. Die wöchentliche Verteilung der Unterrichtsstunden orientiert sich am Ausbildungsrahmenplan. 
Die Schutzbestimmungen für junge Menschen, z.B. Jugendarbeitsschutzgesetz, sind zu beachten. Dies 
gilt insbesondere auch für Zeiten der betrieblichen Ausbildungsphasen/überbetrieblichen Ausbildungsab-
schnitte. 
 
Sofern der Berufsschulunterricht nicht oder nicht im erforderlichen Umfang durch die Berufsschule 
erfolgt, stellt der Auftragnehmer die entsprechende theoretische Unterweisung sicher. Hierzu hat sich der 
Auftragnehmer mit der Berufsschule abzustimmen.  
 
Es ist anzustreben, dass die Teilnehmer während des Berufsschulunterrichtes in eigenen Klassen un-
terrichtet werden. Für den Berufsschulunterricht ist eine Kostenübernahme durch den Auftraggeber aus-
geschlossen. 
 
Ab dem Zeitpunkt des Übergangs in das kooperative Modell haben sowohl Stütz- und Förderunterricht als 
auch sozialpädagogische Begleitung kontinuierlich mit einem Gesamtstundenumfang von mindestens 
vier Zeitstunden wöchentlich zu erfolgen. Dies gilt auch für Ferienzeiten der Berufsschule. Lage, Dauer 
und Verteilung sind mit dem Kooperationsbetrieb individuell abzustimmen.  

Sofern im Einzelfall weniger als vier Zeitstunden pro Woche geleistet werden, sind die ausgefallenen 
Zeitstunden zeitnah nachzuholen. Ist dies im Ausnahmefall nicht möglich, sind die Gründe zu dokumen-
tieren und dem Bedarfsträger mitzuteilen. Davon ausgenommen ist der individuelle Urlaubsanspruch des 
Teilnehmers, der durch den Kooperationsbetrieb genehmigt wurde. 
 
Nimmt ein Teilnehmer regelmäßig weniger als vier Zeitstunden wöchentlich am Unter-
richt/sozialpädagogischer Begleitung teil, hat der Auftragnehmer geeignete Schritte mit dem Ziel der 
Vermeidung und/oder Verringerung von Fehlzeiten einzuleiten und zu dokumentieren.  
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Der Urlaubsanspruch richtet sich nach den gesetzlichen bzw. den tariflichen Bestimmungen. Für den 
Jahresurlaub gelten die Regelungen gemäß §§ 15, 16, 17 und 18 i. V. m. § 19 Abs. 2 Jugendarbeits-
schutzgesetz (JArbSchG) sowie § 3 Abs. 1 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG).  
 
Der Auftragnehmer stimmt den Urlaub individuell mit den Teilnehmern ab. Dabei ist darauf zu achten, 
dass die Urlaubszeiten mit den Ferienzeiten der Berufsschule übereinstimmen.  
 
Der 24. und 31. Dezember eines Jahres sind generell unterweisungsfrei. 
 
B.2.4 Personal  
 
Voraussetzung für den Erfolg der behindertenspezifischen Ausbildung ist fachlich qualifiziertes und in der 
beruflichen Bildung von jungen Menschen mit Behinderung erfahrenes Personal. Mindestens ein Drittel 
des in der Maßnahme eingesetzten Personals muss über Erfahrungen mit der Zielgruppe verfügen. 
 
Dem Grundsatz der Kontinuität des Personals ist grundsätzlich durch fest angestellte Arbeitnehmer für 
die Vertragslaufzeit Rechnung zu tragen. 
 
Fest angestellt bedeutet, dass die zwischen dem Auftragnehmer und seinen Mitarbeitern geschlossenen 
Arbeitsverträge nicht einen geringeren Zeitraum als die vorgesehene Vertragslaufzeit umfassen dürfen. 
Minijobs im Sinne des § 8 SGB IV gehören nicht zum fest angestellten Personal. 
 
Abweichend von diesem Grundsatz können die geforderten Personalkapazitäten für Lehrkräfte durch 
Honorarkräfte oder sonstiges Personal abgedeckt werden und Ausbilder müssen nur im ersten Maßnah-
mejahr zwingend festangestellt sein. 
 
Bei einer Honorarkraft werden bei der Bemessung des Personalschlüssels 25 % Vor- und Nacharbei-
tungszeit außerhalb der Maßnahme berücksichtigt. 
 
Beim Einsatz von Honorarkräften hat der Auftragnehmer sicherzustellen, dass diese über die Zielrichtung 
der Maßnahme, die Besonderheiten der Zielgruppe sowie die fachliche Einbindung ihres Beitrags in das 
Gesamtkonzept informiert sind.  
 
Der Personaleinsatz bemisst sich für die gesamte Maßnahme nach der im Leistungsverzeichnis/Losblatt 
festgelegten Teilnehmerplatzzahl. Soweit in den weiteren Maßnahmejahren weniger Teilnehmer als ur-
sprünglich im Leistungsverzeichnis/Losblatt genannt ihre Ausbildung absolvieren, kann das Personal ab 
dem 2. Maßnahmejahr reduziert werden.  
 
Das einzusetzende Personal richtet sich nach der für die Vergütung maßgeblichen Teilnehmer- bzw. 
Platzzahl.  
 
Zum erforderlichen Personal gehören: Sozialpädagoge, Lehrkraft und Ausbilder. Diese bilden ein sog. 
Ausbildungsteam. Ist aufgrund der Zielgruppe zusätzlich der Einsatz eines Psychologen (psychologische 
Begleitung) erforderlich, ist dies dem Leistungsverzeichnis/Losblatt zu entnehmen. 
 
Der Personalschlüssel beträgt: 

 Sozialpädagoge : Teilnehmer   1 : 20 

 Lehrkraft : Teilnehmer     1 : 24 

 Ausbilder: Teilnehmer    1 : 10, 
sofern sich in der Summe der Teilnehmer aus allen Ausbildungsbeginnjahrgängen je Maßnahme inkl. 
Optionen weniger als 10 Teilnehmer ergeben, sind für den Ausbilder mindestens 1,0 Vollzeitstellen ein-
zusetzen. 
 
Der im Personalschlüssel abgebildete Wert „1“ entspricht einem Volumen von wöchentlich 39 Zeitstunden 
in der Maßnahme. 
 
Soweit sich weniger als 80 % / 70 % / 70 % der Teilnehmer im 2./3./4. Maßnahmejahr befinden, sind die 
sich als Differenz errechnenden freien Personalkapazitäten maßnahmebezogen einzusetzen. Für die 
Teilnehmer, die ab dem 2. Ausbildungsjahr in kooperativer Form ausgebildet werden, kann der Anteil an 
Personalkapazitäten für Ausbilder entsprechend reduziert werden. Der oben genannte Mindestpersonal-
einsatz für den Ausbilder muss weiterhin eingehalten werden (mindestens 1,0 Vollzeitstellen). 
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Beim Sozialpädagogen wird ein abgeschlossenes Studium der Sozialpädagogik/-arbeit bzw. Soziale 
Arbeit, Heilpädagogik oder Rehabilitations-, Sonderpädagogik (Diplom, Bachelor oder Master) erwartet.  
Pädagogen (Diplom, Bachelor, Master oder Magister Artium) mit den Ergänzungsfächern bzw. Studien-
schwerpunkten (Sozial-/Heil-) Pädagogik/Sozialarbeit oder Rehabilitations-, Sonderpädagogik werden 
ebenfalls zugelassen. Sowohl Sozialpädagogen als auch Pädagogen müssen neben der geforderten 
Qualifikation innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens eine einjährige Berufserfahrung mit der Ziel-
gruppe nachweisen. Ein abgeschlossenes Studium schließt auch den Erwerb der Berufsbefähigung (z.B. 
staatliche Anerkennung) mit ein. 
 
Ersatzweise werden auch staatlich anerkannte Erzieher, Erzieher – Jugend-/Heimerziehung, Heilerzie-
hungspfleger jeweils mit einschlägiger Zusatzqualifikation und staatlich anerkannte Arbeitserzieher zuge-
lassen, soweit diese mindestens eine dreijährige berufliche Erfahrung mit der Zielgruppe innerhalb der 
letzten fünf Jahre nachweisen. 
Zusatzqualifikationen werden als einschlägig anerkannt, wenn sie insgesamt mindestens 640 Unter-
richtsstunden (à 45 Minuten) umfassen und folgende Aspekte beinhalten: 

 Sozialpädagogik als ein Arbeitsfeld der Pädagogik, 

 Grundlagen Psychologie, 

 Praxis- und Methodenlehre der Sozialpädagogik, 

 Förderpädagogik, 

 Kommunikation und Gesprächsführung 

 Medienpädagogik. 
Bei Erziehern, die innerhalb der letzten drei Jahre vor Vertragsbeginn mindestens vier Monate in der 
Funktion als Sozialpädagoge im Auftrag der BA tätig waren, ist der Nachweis der einschlägigen Zu-
satzqualifikation nicht erforderlich. 
Sozialpädagogen sind zumindest für die Vertragslaufzeit zwingend fest anzustellen. 
 
Der Auftragnehmer stellt sicher, dass der Sozialpädagoge über die im § 6 der Rahmenregelung für Aus-
bildungsregelungen für behinderte Menschen gemäß § 66 BBiG/§42m HwO durch den Hauptausschuss 
des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) geforderte rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation 
verfügt. 
Der Nachweis ist beispielsweise erbracht, durch:  

 eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifizierung nach § 6 der Rahmenregelung oder 

 eine mindestens einjährige Berufserfahrung innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Einsatz 
in der Maßnahme als Sozialpädagoge im Rahmen einer Berufsvorbereitungs-, Ausbildungs- 
oder Qualifizierungsmaßnahme behinderter Menschen oder 

 spezielle Studienschwerpunkte oder 

 Zertifikate vergleichbarer Fortbildungen 
vorliegen. 
Nachweise über die rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach § 6 der Rahmenregelung sowie 
über Zertifikate vergleichbarer Fortbildungen sollen grundsätzlich ab Vertragsbeginn vorliegen.  
Diese sind dem Bedarfsträger unaufgefordert vorzulegen. Sofern der Nachweis ab Vertragsbeginn nicht 
vorliegt, hat der Auftragnehmer dem Bedarfsträger offenzulegen, wie der Nachweis innerhalb eines Zeit-
raums von einem Jahr ab Vertragsbeginn erbracht werden soll. Der Nachweis ist dem Bedarfsträger un-
aufgefordert termingerecht nachzureichen. 
 
Bei der Lehrkraft wird ein abgeschlossenes Fachhoch-/Hochschulstudium erwartet. Für Lehrkräfte ohne 
pädagogisches Studium und weniger als einem Jahr pädagogische Erfahrung wird zusätzlich eine min-
destens 160 Unterrichtsstunden (à 45 Minuten) umfassende pädagogische Grundqualifizierung gefordert. 
Zeiten der Vorbereitung auf eine Ausbildereignungsprüfung vor Vertragsbeginn können angerechnet 
werden. Eine pädagogische Grundqualifizierung umfasst insbesondere 

 pädagogische und didaktische Ansätze in der individuellen Förderung junger Menschen, wie 
o Grundlagen des Lernens, 
o zielgruppengerechtes Unterrichten, 
o Sichern von Lernerfolgen, 
o Umgang mit verhaltensauffälligen jungen Menschen, 

 Umsetzung des Diversity Management, 

 interdisziplinäres Arbeiten, 

 Reflektion (Austausch und kollegiale Beratung und Coaching). 
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Ersatzweise wird eine abgeschlossene Fachschulausbildung (z.B. Techniker), eine abgeschlossene 
Meister- oder Fachwirtausbildung anerkannt, soweit diese zusätzlich eine mindestens dreijährige berufli-
che Erfahrung sowie mindestens eine einjährige pädagogische Erfahrung nachweisen.  
 
Beim Ausbilder wird die persönliche und fachliche Eignung nach §§ 28 ff BBiG/§§ 22 ff HwO erwartet. 
Dieser muss über eine mindestens dreijährige Erfahrung in der Anleitung bzw. Einarbeitung von Auszu-
bildenden in dem Berufsfeld bzw. Ausbildungsberuf, in dem er ausbilden soll, verfügen. Die geforderte 
Erfahrung reduziert sich bei Vorliegen eines Abschlusses als Meister oder Techniker mit Ausbildereig-
nungsprüfung oder Fachwirt mit Ausbildereignungsprüfung auf ein Jahr. 
 
Im Zuge der Verabschiedung der Rahmenregelung für Ausbildungsregelungen für behinderte Menschen 
gemäß § 66 BBiG/§ 42m HwO durch den Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) 
müssen Ausbilder nach § 6 Abs. 2 dieser Regelung eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation 
nachweisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken: Reflexion der betrieblichen Ausbildungspra-
xis; Psychologie; Pädagogik und Didaktik; Rehabilitationskunde; Interdisziplinäre Projektarbeit; Arbeits-
kunde/Arbeitspädagogik; Recht sowie Medizin. 
 
Der Auftragnehmer stellt sicher, dass der Ausbilder über die im § 6 der Rahmenregelung für Ausbil-
dungsregelungen für behinderte Menschen gemäß § 66 BBiG/§42m HwO durch den Hauptausschuss 
des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) geforderte rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation 
verfügt. 
Der Nachweis ist beispielsweise erbracht, wenn:  

 eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifizierung nach § 6 der Rahmenregelung oder 

 vor dem Einsatz in der Maßnahme eine mindestens einjährige Berufserfahrung innerhalb der 
letzten fünf Jahre als Ausbilder im Rahmen einer Berufsvorbereitungs-, Ausbildungs- oder 
Qualifizierungsmaßnahme behinderter Menschen oder 

 Zertifikate vergleichbarer Fortbildungen 
vorliegen. 
Nachweise über die rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach § 6 der Rahmenregelung sowie 
über Zertifikate vergleichbarer Fortbildungen sollen grundsätzlich ab Vertragsbeginn vorliegen.  
Diese sind dem Bedarfsträger unaufgefordert vorzulegen. Sofern der Nachweis ab Vertragsbeginn nicht 
vorliegt, hat der Auftragnehmer dem Bedarfsträger offenzulegen, wie der Nachweis innerhalb eines Zeit-
raums von einem Jahr ab Vertragsbeginn erbracht werden soll. Der Nachweis ist dem Bedarfsträger un-
aufgefordert termingerecht nachzureichen. 
 
Beim Psychologen wird ein Hochschulabschluss als Psychologe (Diplom oder Master) vorausgesetzt. 
Eine Zusatzqualifikation als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut ist möglich aber nicht Bedingung. 
Darüber hinaus muss eine mindestens dreijährige Erfahrung in der Betreuung des relevanten Personen-
kreises vorliegen. Ein abgeschlossenes Studium schließt auch den Erwerb der Berufsbefähigung (z.B. 
staatliche Anerkennung) mit ein. 
 
Soweit eine auswärtige Unterbringung der Teilnehmer notwendig ist (vgl. Leistungsverzeichnis/Losblatt), 
ist der Einsatz einer/s Erziehers erforderlich. Dieser muss mindestens über einen Abschluss als staatlich 
anerkannter Erzieher verfügen. Darüber hinaus muss eine mindestens dreijährige Erfahrung in der Be-
treuung von behinderten Menschen und/oder lernbeeinträchtigten und/oder sozial benachteiligten jungen 
Menschen vorliegen. 
 
Berufserfahrung kann auch im Rahmen von berufsbezogenen Praktika mit einem regelmäßigen wöchent-
lichen Stundenumfang von mindestens 15 Stunden mit der Zielgruppe, außerhalb der Studien- und Aus-
bildungszeiten, erworben werden. 

Dies setzt keine Zahlung von Entgelt bzw. eine versicherungspflichtige Beschäftigung voraus.  
 
Zeiten der Berufsausbildung oder eines Studiums gelten nicht als Berufserfahrung.  
 
Personalunion ist bei entsprechender Qualifikation möglich. Ergeben sich aufgrund der Losgröße Voll-
zeitstellen in den einzelnen Bereichen, ist Personalunion nicht zugelassen. 
 
Die Personalschlüssel bleiben bei einer Erweiterung bzw. einem Austausch eines Ausbildungsberufes 
gemäß § 25 der Vertragsbedingungen unberührt, soweit von den zuständigen Stellen oder in den Ausbil-
dungsordnungen bzw. Ausbildungsregelungen darüber hinaus keine höheren Anforderungen an den Per-
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sonalschlüssel gestellt werden. Das Personal ist jedoch hinsichtlich der Qualifikation entsprechend des 
neuen Ausbildungsberufes anzupassen. 
 
Soweit von den zuständigen Stellen oder in den Ausbildungsordnungen bzw. Ausbildungsregelungen 
darüber hinaus höhere Anforderungen an die Qualifikation oder den Personalschlüssel gestellt werden, 
sind diese zu erfüllen. 
 
Zur Sicherstellung der Qualität hat der Auftragnehmer die laufende rehaspezifische Qualifizierung des 
eingesetzten Personals sicherzustellen. Die Inhalte müssen sich an den in der Maßnahme wahrzuneh-
menden Aufgaben orientieren. Es ist dem Auftragnehmer freigestellt, ob er selbst die Weiterbildung über-
nimmt oder diese Leistung bei Dritten einkauft. Je Vertragsjahr ist mindestens 1/3 des eingesetzten Per-
sonals im Umfang von mindestens drei Kalendertagen weiterzubilden. Dies ist dem Auftraggeber auf 
Verlangen nachzuweisen. Die Kosten für die Weiterbildung des Ausbildungs- und Betreuungspersonals 
sind in den Angebotspreis einzukalkulieren. 
 
B.2.5 Sächliche, technische und räumliche Ausstattung 
 
Zu den erforderlichen Räumlichkeiten gehören: Unterrichtsräume, Übungsräume, Besprechungsräume, 
Sozialräume und Werkstätten. 
 
Der Auftragnehmer hat Unterrichtsräume in ausreichender Zahl und Größe zur Verfügung zu stellen. 
Unterrichtsräume sind Gruppenräume, in denen die theoretischen Lerninhalte vermittelt oder EDV-
Unterweisungen durchgeführt werden.  
 
Es sind PC-Arbeitsplätze im Umfang von 50 % der Teilnehmerplatzzahl nach dem Leistungsverzeich-
nis/Losblatt für Unterweisungen in einem separaten EDV-Unterrichtsraum vorzuhalten. Dabei ist sicher-
zustellen, dass nicht mehr als ein Teilnehmer an einem PC-Arbeitsplatz sitzt. Weitere PC-Arbeitsplätze 
im Umfang von 1/6 der Teilnehmerplatzzahl nach dem Leistungsverzeichnis/Losblatt sind für das selb-
ständige Üben der Teilnehmer in Übungsräumen vorzuhalten, die in ausreichender Zahl und Größe zur 
Verfügung zu stellen sind. Ergeben sich bei diesen Berechnungen Bruchteile, ist aufzurunden. Die Nut-
zung der Übungsräume ist begrenzt auf die Anwesenheitszeiten des in der Maßnahme eingesetzten Per-
sonals.  
 
Die Unterrichtsräume verfügen über eine zeitgerechte Ausstattung, hierzu zählen insbesondere Beamer, 
Wandtafel oder Flip-Chart. Darüber hinaus sind geeignete Medien zur Unterstützung der zu vermittelnden 
Inhalte vorzuhalten und einzusetzen. Diese müssen einen engen Bezug zur jeweiligen Zielsetzung der 
Maßnahme haben und die Lernfähigkeit der Teilnehmer angemessen berücksichtigen.  
 
Zusätzlich sind in ausreichender Zahl Besprechungsräume zur Verfügung zu stellen, in denen Einzelbe-
ratungen/Kleingruppengespräche durchgeführt werden können. Die Größe ist so zu bemessen, dass   
mindestens fünf Personen ausreichend Platz haben. Die Ausgestaltung der Räume hat den persönlichen 
Datenschutz und die Verschwiegenheit zu gewährleisten. 
 
Darüber hinaus hat der Auftragnehmer Sozialräume in ausreichender Zahl und Größe im Rahmen der 
geltenden Vorschriften bereit zu stellen.  
 
Der Auftragnehmer stellt innerhalb seiner Räumlichkeiten sicher, dass die Teilnehmer Gelegenheit ha-
ben, auch außerhalb der Unterrichtszeiten die vermittelten Inhalte selbständig zu üben. Die Nutzung der 
Räumlichkeiten für selbständiges Üben ist begrenzt auf die Anwesenheitszeiten der in der Maßnahme 
beschäftigten Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen im Rahmen der Vertragserfüllung.  
 
Für alle laut Leistungsverzeichnis/Losblatt geforderten Ausbildungsberufe sind ab dem jeweiligen Maß-
nahmebeginn durchgängig für die gesamte Maßnahmedauer berufsfeldbezogene Praxisräu-
me/Werkstätten vorzuhalten.  
 
Berufsfeldbezogene Praxisräume bzw. Werkstätten können in Ausnahmefällen bei einem Dritten (das 
können z.B. andere Bildungsträger oder auch Betriebe sein) zur temporären Nutzung angemietet werden. 
Bei Nutzung von Praxisräumen bzw. Werkstätten eines Dritten ist mit diesem eine schriftliche Nutzungs-
vereinbarung (Ort, Zeit und Umfang) abzuschließen und auf Verlangen dem Auftraggeber vorzulegen. 
Dabei ist sicherzustellen, dass die Qualifizierung der Teilnehmer dieser Maßnahme separat von Mitarbei-
tern sowie ggf. eigenen Teilnehmern des Dritten erfolgt. Die Betreuung der Teilnehmer in den Praxisräu-
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men liegt im Verantwortungsbereich des Auftragnehmers und kann nicht an Dritte abgegeben werden. 
Der Auftragnehmer hat die Maßnahme dort selbst durchzuführen und zu betreuen. Die erforderlichen 
Maschinen, Geräte, Werkzeuge und Lehrmittel müssen in den berufsfeldbezogenen Praxisräumen bzw. 
Werkstätten in ausreichendem Maß und funktionsfähigem Zustand vorhanden sein.  
 
Bei einer Erweiterung bzw. einem Austausch eines Berufsfeldes/Ausbildungsberufes gemäß § 25 der 
Vertragsbedingungen ist die sächliche, technische und räumliche Ausstattung entsprechend anzupassen.  
 
Die Räumlichkeiten für die Gesamtmaßnahme sind am jeweiligen Maßnahmeort nach dem Leistungsver-
zeichnis/Losblatt in einem Gebäudekomplex bzw. in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Verfügung zu 
stellen. Sofern bei räumlicher Trennung der Ausbildungs- und Schulungsstätten eine Beförderung der 
Teilnehmer zwischen diesen erforderlich sein sollte, erfolgt dies auf Kosten des Auftragnehmers. 
 
Sofern im Leistungsverzeichnis/Losblatt Barrierefreiheit gefordert ist, ist diese unter Berücksichtigung 
der im Leistungsverzeichnis/Losblatt genannten Zielgruppe zu gewährleisten. Rechtzeitig zum Maßnah-
mebeginn gewährleistet der Auftragnehmer die Anpassung der sächlichen, technischen und räumlichen 
Ausstattung an die Bedürfnisse der Teilnehmer mit Behinderung. 
 

Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass auch Teilnehmer, die z.B. Rollstuhlfahrer oder schwer geh-
behindert bzw. blind oder schwer sehbehindert sind, gemäß den geltenden Vorschriften der Zugang zur 
Bildungsstätte sowie zu den Unterrichts- und Sozialräumen selbständig möglich ist. Entsprechende 
Parkmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe zum behindertengerechten Zugang sind vorzuhalten. Es ist 
weiterhin sicherzustellen, dass behindertengerechte Toiletten gemäß der einschlägigen DIN im erforderli-
chen Umfang zur Verfügung stehen. 
 
Soweit von den zuständigen Stellen oder in den Ausbildungsordnungen bzw. Ausbildungsregelungen 
darüber hinaus höhere Anforderungen an die räumliche und technische Ausstattung gestellt werden, sind 
diese zu erfüllen. 
 
B.2.6 Maßnahmedurchführung  
 
Spätestens vier Wochen vor Maßnahmebeginn muss der Auftragnehmer über ein Büro am Maßnahme-
ort persönlich erreichbar sein. Das Büro ist in dieser Zeit mit einer Fachkraft zu besetzen, die in der 
Maßnahme auch zum Einsatz kommt. Sie muss fundierte Kenntnisse im Bereich der Ausbildung besitzen 
und über Erfahrungen mit der Zielgruppe verfügen. Die Fachkraft berät nach Bedarf Teilnehmer und de-
ren Eltern bzw. Erziehungsberechtigten, informiert über die Maßnahme und organisiert in Zusammenar-
beit mit dem Bedarfsträger Informationsveranstaltungen bzw. führt Einzelgespräche mit dem vom Be-
darfsträger vorgeschlagenen Teilnehmer und überprüft die Bereitschaft zur Teilnahme. Über das Ergeb-
nis ist der Bedarfsträger unverzüglich zu informieren. Das Büro ist von Mittwoch bis Freitag von 9.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr zu besetzen. Es handelt sich um Präsenzzeiten. An den übrigen Tagen ist die telefonische 
Erreichbarkeit sicherzustellen. 
 
Der Auftragnehmer nimmt nur Teilnehmer auf, die von dem zuständigen Bedarfsträger zugewiesen wur-
den. Die Ablehnung eines vom Bedarfsträger benannten Teilnehmers durch den Auftragnehmer ist nicht 
möglich. 
 
Eine Zuweisung mehrerer Teilzeitteilnehmer auf einen Teilnehmerplatz erfolgt nicht. 
 
Der Auftragnehmer hat die Einhaltung der sich aus dem Ausbildungsvertrag ergebenden Rechte und 
Pflichten des Teilnehmers zu überwachen. Verstößt der Teilnehmer gegen seine Pflichten ist der Auf-
tragnehmer gehalten, arbeitsrechtliche Schritte einzuleiten. Hierbei sind die gesetzlichen Bestimmungen 
zu beachten. 
 
Hinsichtlich der Verteilung der Platzzahl auf die Ausbildungsberufe besteht für den Auftraggeber die Mög-
lichkeit, die im Leistungsverzeichnis/Losblatt getroffene Festlegung den geänderten Bedingungen des 
Ausbildungsmarktes anzupassen. Der Bedarfsträger teilt dies bis spätestens vier Wochen vor Beginn der 
Maßnahme bzw. unmittelbar nach Zuschlagserteilung, wenn die Maßnahme früher als in vier Wochen 
nach Zuschlagserteilung beginnt, dem Auftragnehmer mit. 
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Gesamtzahl der Teilnehmerplätze pro Maß-
nahme 

Anzahl der verschiebbaren Teilnehmerplätze 

6-7  2 

8-11  3 

12-17  4 

18-23  5  

24-29 usw. 6 usw. 

 
Bei einer Erweiterung bzw. Austausch eines Ausbildungsberufes gemäß § 25a der Vertragsbedingungen 
muss es sich um einen Ausbildungsberuf nach §§ 4, 5 Abs. 2 ff Berufsbildungsgesetz (BBiG)/§§ 25, 26 
Abs. 2 ff Handwerksordnung (HwO) – allgemeine Berufsausbildung einschließlich Stufenausbildung – 
bzw. §§ 64 ff BBiG/§ 42 k-m HwO („Fachpraktiker“ ausschließlich für behinderte Menschen im Sinne des 
§ 19 SGB III) handeln.  
 
Der Auftragnehmer hat unverzüglich nach Zuschlagserteilung eine Bescheinigung über die Eignung von 
Ausbildungsstätte und Ausbildungspersonal gemäß §§ 27 ff BBiG/§§ 21 ff HwO bei der zuständigen Stel-
le zu beantragen, die alle im Leistungsverzeichnis/Losblatt genannten Ausbildungsberufe umfasst. Diese 
Bescheinigung ist nach Ausstellung durch die zuständige Stelle, spätestens drei Werktage vor dem im 
Leistungsverzeichnis/Losblatt genannten Ausbildungsbeginn dem Auftraggeber unaufgefordert vorzule-
gen.  
 
Folgen einer verspäteten Vorlage sind insbesondere § 29 der Vertragsbedingungen zu entnehmen. 
 
Der Auftragnehmer und ggf. der Kooperationsbetrieb haben während der gesamten Vertragslaufzeit die 
aktuell gültigen Ausbildungsordnungen/Ausbildungsregelungen der einzelnen Berufsausbildungen inklu-
sive der ggf. länderspezifischen Besonderheiten/Regelungen anzuwenden. 
 
Mit Wirkung ab Maßnahmeeintritt ist zwischen dem Teilnehmer und dem Auftragnehmer der Reha-
Ausbildung ein Ausbildungsvertrag entsprechend des Berufsbildungsgesetzes BBiG/HwO über die 
gesamte Dauer der Ausbildung abzuschließen.  
 
Die Vertragsbedingungen sind so zu gestalten, dass ein Übergang in eine betriebliche Berufsausbildung 
jederzeit möglich ist. Der Übergang in die betriebliche Ausbildung ist jederzeit möglich, sofern die zustän-
dige Stelle die Ausbildungszeit anrechnet. 
 
Die eingetragenen Ausbildungsverträge müssen spätestens sechs Wochen nach Eintritt des Teilnehmers 
in die Maßnahme dem Bedarfsträger vorgelegt werden.  
 
Folgen einer verspäteten Vorlage sind insbesondere § 29 der Vertragsbedingungen zu entnehmen. 
 
Zur Realisierung eines Übergangs in die Ausbildung im kooperativen Modell hat der Auftragnehmer Ko-
operationsbetriebe zu akquirieren. 
 
Es dürfen nur Kooperationsbetriebe akquiriert werden, welche die Eignung nach §§ 27 ff BBiG/ 
§§ 21 ff. HwO besitzen und in der Lage sind, den besonderen Belangen der Teilnehmer gerecht zu wer-
den. Der Auftragnehmer hat der zuständigen Stelle vor Abschluss eines Kooperationsvertrages den vor-
gesehenen Kooperationsbetrieb anzuzeigen.  
 

Kooperationsbetriebe müssen zudem ihre grundsätzliche Bereitschaft erklären, den Teilnehmer – sofern 
die Ausbildungsdauer es zulässt – im folgenden Ausbildungsjahr in ein betriebliches Ausbildungsverhält-
nis zu übernehmen und dürfen ihre übliche betriebliche Ausbildungskapazität durch diesen Kooperations-
vertrag nicht reduzieren.  
 
Die Kooperationsbetriebe müssen sich grundsätzlich am Maßnahmeort befinden. Sollte dies im Einzelfall 
nicht möglich sein, müssen die Kooperationsbetriebe ausgehend vom Wohnsitz des Teilnehmers im 



Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf § 117 Abs. 1 S. 1 Nr. 1b SGB III/2015 

- integratives Modell - 

 

Stand: 05.03.2015 401-15-Rehaint-50100 Seite 16 von 28 
  

Rahmen der Zumutbarkeitsregelungen gem. § 140 SGB III erreichbar sein. Dies ist mit der jeweiligen 
Beratungsfachkraft des zuweisenden Bedarfsträgers abzustimmen. 
 
Kooperationspartner kann auch ein Ausbildungsverbund sein, nicht aber der Auftragnehmer selbst oder 
ein Tochter-/Mutter-/Schwesterunternehmen (Legaldefinition § 290 Abs. 1 HGB) oder ein Unternehmen, 
welches mit dem Auftragnehmer rechtlich, wirtschaftlich oder persönlich verflochten ist. 
 
Beim Übergang in das kooperative Modell schließt der Auftragnehmer zusätzlich zum Berufsausbildungs-
vertrag einen Kooperationsvertrag mit dem von ihm akquirierten nach §§ 27 ff. BBiG/§§ 21 ff. HwO ge-
eigneten Kooperationsbetrieb sowie dem Teilnehmer. Hierfür ist der im Internet auf der Homepage der 
Bundesagentur für Arbeit unter www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > Arbeitsmarkt-Dienstleistungen 
> Vordrucke > Vordrucke für die Vertragsausführung > Maßnahmen auf der Rechtsgrundlage SGB 
III/SGB II in der Fassung ab 01.04.2012 > Maßnahmen für Rehabilitanden (ohne § 45 SGB III) > Ausbil-

dung für behinderte Menschen mit Förderbedarf – kooperatives und integratives Modell> zum Down-
load eingestellte Musterkooperationsvertrag zu verwenden. Ergänzungen dürfen den verbindlichen Rege-
lungen des Musterkooperationsvertrages nicht zuwiderlaufen und sind ausschließlich in § 9 des Ver-
tragsmusters festzulegen.  
 
Der Auftragnehmer wird verpflichtet, nach Abschluss des Kooperationsvertrages diesen unverzüglich der 
jeweils zuständigen Stelle und dem Bedarfsträger vorzulegen. Sofern die zuständige Stelle dem Über-
gang in den Kooperationsbetrieb wegen dessen fehlender Eignung nicht zustimmen sollte, ist die Ausbil-
dung in integrativer Form fortzuführen. 
 
Der Auftragnehmer hat die Einhaltung der Schutzbestimmungen, z.B. Jugendarbeitsschutzgesetz, auch 
während betrieblicher Ausbildungsphasen zu überwachen. Verstöße sind dem zuständigen Bedarfsträger 
mitzuteilen und vom Auftragnehmer abzustellen. 
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für jeden Teilnehmer bei Eintritt in die Maßnahme eine individuelle 
Förderplanung zu erstellen, regelmäßig fortzuschreiben und die wesentlichen Inhalte in Form einer Leis-
tungs- und Verhaltensbeurteilung (LuV) zur Genehmigung an die Beratungsfachkraft des Bedarfsträgers 
zu übermitteln. Dieser ist sowohl bei der erstmaligen Erstellung, als auch bei der Fortschreibung mit dem 
Teilnehmer zu besprechen und ihm zur Kenntnis zu geben. Die Gespräche mit dem Teilnehmer sind 
durch den Auftragnehmer in Bezug auf Zeitpunkt, Inhalt und Gesprächsteilnehmer zu dokumentieren und 
dem Bedarfsträger auf Verlangen nachzuweisen. Die laufenden Vermittlungsbemühungen sind in der 
Förderplanung nachvollziehbar zu dokumentieren und mit der Beratungsfachkraft des Bedarfsträgers 
abzustimmen. Darüber hinaus sind Inhalte, die bisher vermittelt wurden, sowie weitere Qualifizierungs-
schritte, die konkret geplant sind, zu dokumentieren.  
 
Der Auftragnehmer hat abgestimmt auf den individuellen Entwicklungsfortschritt des Teilnehmers alle 
Möglichkeiten wahrzunehmen, um einen möglichst frühzeitigen Übergang des Auszubildenden aus der 
behindertenspezifischen Ausbildung in betriebliche Ausbildung zu fördern, sofern die zuständige Stelle 
die Ausbildungszeit anrechnet. Seitens des Auftragnehmers ist sicherzustellen, dass ein Übergang in 
eine betriebliche Berufsausbildung jederzeit möglich ist. Sollte nach Aufnahme der betrieblichen Ausbil-
dung deren Fortführung nicht möglich sein, ist die Wiedereingliederung in die behindertenspezifische 
Ausbildung nicht ausgeschlossen. Eine Rückkehr bedarf der Einzelfallentscheidung durch den Bedarfs-
träger. 
 
Über die vorzeitige Beendigung der Förderung entscheidet abschließend der zuständige Bedarfsträger. 
Dies gilt auch für Teilnehmer, die durch ihr Verhalten den Ablauf bzw. den Erfolg der Maßnahme gefähr-
den.  
 
Eine Nachbesetzung frei gewordener Teilnehmerplätze (z.B. durch Vermittlung) durch die Bedarfsträger 
ist solange möglich, wie die zuständigen Stellen die Ausbildungsverträge eintragen und die vorgesehe-
nen Prüfungstermine im Rahmen der Vertragslaufzeit eingehalten werden können. Ein freigewordener 
Teilnehmerplatz einer dreijährigen Ausbildung kann auch durch die entsprechende verkürzte Ausbildung 
nachbesetzt werden.  
 
Für Teilnehmer, die im Rahmen der regulären Dauer der Berufsausbildung ihre Ausbildung nicht ab-
schließen konnten (Wiederholungsprüfung), verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf deren Ver-
langen bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. Diese Verlängerung be-
darf keiner separaten vertraglichen Vereinbarung zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber. 

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Ausschreibungen/ArbeitsmarktDienstleistungen/Vordrucke/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI523407
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Die fachpraktische und theoretische Qualifizierung der Teilnehmer hat zielgruppengerecht zu erfolgen. 
Die fachpraktische und theoretische Qualifizierung – sofern Bestandteil der Maßnahme – kann auch ge-
meinsam mit nicht von der BA geförderten Teilnehmern erfolgen, wenn für die durch die BA geförderten 
Teilnehmer insgesamt weiterhin die individuellen Förderbedarfe durch Unterweisung gewährleistet wer-
den können. Der Personalschlüssel der jeweiligen Maßnahme – sofern vorgegeben – ist zwingend einzu-
halten. 
 
Die Fehlzeiten sind im Ereignis Anwesenheitszeiten (B.1.8.1.3) entsprechend zu kennzeichnen. Fehlzei-
ten aus wichtigem Grund können vom Auftragnehmer während der Maßnahmeteilnahme in angemesse-
nem Umfang wie folgt anerkannt werden:  
 

 ärztlich nachgewiesene Krankheit (Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung des Arztes) 

 Wohnungswechsel 

 Eheschließung des Teilnehmers 

 Schwere Erkrankung des Ehegatten 

 Schwere Erkrankung des Kindes (der Anspruch nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 b) BBiG geht dem Anspruch 
auf Krankengeld gemäß § 45 Abs. 3 Satz 1 SGB V vor) 

 Niederkunft der Ehefrau 

 Ableben des Ehegatten oder eines Kindes oder eines Eltern- oder Schwiegerelternteils 

 Wahrnehmung amtlicher, insbesondere polizeilicher oder gerichtlicher Termine 

 Ausübung öffentlicher Ehrenämter 

 Regelung sonstiger wichtiger persönlicher Angelegenheiten und Teilnahme an religiösen Festen 

 Teilnahme an Einsätzen oder Ausbildungskursen im Rahmen des Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 

 
Eine Arbeitsunfähigkeit ist dem Auftragnehmer vom Teilnehmer unverzüglich mitzuteilen und ab dem 
ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen. Die ärztliche Be-
scheinigung ist unverzüglich beim Auftragnehmer einzureichen. Die Teilnehmer sind hierüber vom Auf-
tragnehmer zu Beginn der Maßnahme zu informieren. Der Teilnehmer gilt entsprechend der Angaben der 
ärztlichen Bescheinigung als entschuldigt.  
 
Eine Verrechnung des Anspruchs auf Urlaub mit unentschuldigten Fehlzeiten ist nicht zulässig. 
 
Der zuweisende Bedarfsträger ist unverzüglich zu informieren, wenn das Erreichen des Maßnahmezie-
les gefährdet ist. Eine Unterrichtung des zuweisenden Bedarfsträgers erfolgt auch dann, wenn begrün-
dete Anhaltspunkte für einen Abbruch vorliegen oder wegen häufiger Fehlzeiten das Erreichen des Maß-
nahmeziels gefährdet ist. Für den Fall, dass ein Teilnehmer die Ausbildung nicht antritt, vorzeitig beendet, 
abbricht oder die Prüfung nicht besteht, ist dies dem Bedarfsträger unverzüglich mitzuteilen.  
 
Die Teilnehmer sind nach § 318 Abs. 2 Nr. 1 SGB III verpflichtet, dem Auftragnehmer der Maßnahme auf 
Verlangen Auskunft über den Eingliederungserfolg der Ausbildung zu erteilen. Die Teilnehmer sind hier-
über zu Beginn der Ausbildung zu informieren.  
 
Stabilisierung der Beschäftigungsaufnahme 
Teilnehmer sind auch nach einem erfolgreichen Ausbildungsabschluss für einen Zeitraum von sechs 
Monaten weiter vom Auftragnehmer zu betreuen.  
Der Auftragnehmer bietet nach Beschäftigungsaufnahme dem Absolventen eine Nachbetreuung zur 
Stabilisierung der Beschäftigung an. Diese konzentriert sich insbesondere auf die individuelle Begleitung 
in Belastungssituationen und die Konfliktintervention, um Beschäftigungsabbrüche zu verhindern. Die 
nachgehende Betreuung setzt voraus, dass der Absolvent einverstanden ist und der eventuell notwendi-
gen Kontaktaufnahme mit seinem Beschäftigungsbetrieb zustimmt. Der Auftragnehmer hat über dieses 
Angebot zu beraten und die schriftliche Entscheidung des Absolventen einzuholen.  
Absolventen, die sich nach einem erfolgreichen Ausbildungsabschluss noch nicht in einem versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis befinden, sind bedarfsorientierte Unterstützungsangebote an-
zubieten; sie sind bei der Suche nach einer Arbeitsstelle zu unterstützen. Die Nachbetreuung erfolgt in-
nerhalb der Vertragslaufzeit. Die hierbei anfallenden Arbeiten sind mit dem in der Maßnahme vorhande-
nen Personal zu erbringen und werden nicht gesondert vergütet. 
 
Der Auftragnehmer weist den Betrieb auf das Unterstützungsangebot des Bedarfsträgers für eine indivi-
duelle Ausgestaltung des Arbeitsplatzes sowie für das Arbeitsumfeld hin. Hierzu gehören u.a.: 
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 der Einsatz von (technischen) Hilfsmitteln,  

 die Beratung zur barrierefreien Gestaltung des Arbeitsplatzes,  

 die Aufklärung über individuelle behinderungsbedingte Verhaltensspezifika. 
 
Sofern sich abzeichnet, dass ein nahtloser Übergang in eine versicherungspflichtige Beschäftigung nicht 
realisiert werden kann hat der Auftragnehmer zeitnah den Bedarfsträger zu informieren.  
 
 
B.2.7 Sonderregelung für Auszubildende, die ihre Ausbildung in einer behindertenspezifischen 
Ausbildung fortsetzen 
 
Auszubildende, deren betriebliches oder außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst 
worden ist, können ihre Ausbildung unter Anrechnung der bisherigen Ausbildungszeit in der Maßnahme 
fortsetzen, wenn zu erwarten ist, dass die Berufsausbildung in dieser Maßnahme erfolgreich abgeschlos-
sen werden kann. Die Fortsetzung einer abgebrochenen betrieblichen oder außerbetrieblichen Berufs-
ausbildung in dieser Maßnahme soll grundsätzlich unter vollständiger Anrechnung der bisherigen Ausbil-
dungszeit erfolgen. Hierzu ist ein gemeinsamer schriftlicher Antrag des Auszubildenden und Ausbilden-
den (Auftragnehmer) bei der zuständigen Stelle erforderlich. Es ist Aufgabe des Auftragnehmers, diesen 
in Abstimmung mit dem Teilnehmer zum Zeitpunkt des Abschluss des Ausbildungsvertrages zu stellen (§ 
8 Abs. 1 S. 1 BBiG/§ 27b Abs. 1 S. 1 HwO). Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen Ver-
treter erforderlich. Die Form der Beantragung ist mit der jeweils zuständigen Stelle abzustimmen. 
 
Für diese Zielgruppe gelten grundsätzlich die gleichen Regelungen wie für Auszubildende, die die Ausbil-
dung in der behindertenspezifischen Ausbildung neu beginnen. Es gelten folgende Besonderheiten: 
 
Voraussetzung für eine Zuweisung ist, dass sich die neuzugewiesenen Teilnehmer im gleichen Ausbil-
dungsjahr befinden, wie die regulär zugewiesenen Teilnehmer. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auch 
Ausbildungsabbrecher aufzunehmen die eine verkürzte Ausbildung auf einem Teilnehmerplatz einer drei-
jährigen Ausbildung fortsetzen wollen. Eine Zuweisung setzt voraus, dass freie Teilnehmerplätze vorhan-
den sind. 
 
B.2.8 Betriebliche Ausbildungsphasen 
 

Die behindertenspezifische Ausbildung ist durch betriebliche Ausbildungsphasen zu unterstützen. In 
diesen betrieblichen Ausbildungsphasen wird ein vom Auftragnehmer festgelegter Ausbildungsteil in vol-
lem Umfang entsprechend den inhaltlichen Bestimmungen des Ausbildungsrahmenplans nicht beim Auf-
tragnehmer, sondern innerhalb eines Betriebes durchgeführt. Der Auftragnehmer übernimmt die Gewähr-
leistung und Gesamtverantwortung für deren ordnungsgemäße Durchführung. Hierzu gehören insbeson-
dere angemessene Bedingungen sowie die Sicherstellung und Betreuung der Teilnehmer in diesen Zei-
ten. Der zeitliche Umfang betrieblicher Ausbildungsphasen ist unter B.2.3 geregelt. 
 
Die Teilnehmer sind auf die betrieblichen Ausbildungsphasen vorzubereiten. Hierzu gehört unter ande-
rem, dass die Teilnehmer über erste Kenntnisse des Betriebes verfügen sowie die beruflichen Anforde-
rungen kennen.  
 
Betriebe für die betrieblichen Ausbildungsphasen sind vom Auftragnehmer zu benennen. 
 
Betriebliche Ausbildungsphasen dürfen nicht in Übungseinrichtungen wie Übungsfirmen oder -
werkstätten durchgeführt werden. 
 
Bei der Gestaltung der betrieblichen Ausbildungsphasen sind, auch im Hinblick auf Zeitpunkt und Dauer, 
die Eignung und die Persönlichkeitsentwicklung des Auszubildenden zu berücksichtigen.  
  
Die Betriebe müssen im Tagespendelbereich liegen, d.h. sie müssen vom Wohnort des Teilnehmers in 
Anlehnung an die Zumutbarkeitsregelung gemäß § 140 Abs. 4 SGB III mit regelmäßig verkehrenden öf-
fentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein. Vorrangig sollen Betriebe einbezogen werden, die selbst aus-
bildungsberechtigt sind. Es werden jedoch auch Betriebe zugelassen, in denen nur Teile des Ausbil-
dungsrahmenplans vermittelt werden können. Die Ausbildungsstätte muss nach Art und Umfang geeignet 
und das Ausbildungspersonal persönlich und fachlich geeignet sein. 
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Zwischen Auftragnehmer, Betrieb und Teilnehmer ist vor Beginn der betrieblichen Ausbildungsphasen ein 
Vertrag nach dem vorgegebenen Muster abzuschließen. 
 

Die betrieblichen Ausbildungsphasen sind nach Abschluss durch den Auftragnehmer qualifiziert auszu-
werten. 
 
B.2.9 Überbetriebliche Ausbildungsabschnitte 
 
Soweit in der Ausbildungsordnung des jeweiligen Ausbildungsberufes bzw. durch Ausbildungsregelungen 
oder durch einen Beschluss der Vollversammlung der zuständigen Stelle überbetriebliche Abschnitte 
verbindlich vorgeschrieben sind, hat der Auftragnehmer die Teilnahme zu gewährleisten. Sofern er von 
der zuständigen Stelle berechtigt wird, kann der Auftragnehmer die Vermittlung der Inhalte dieser überbe-
trieblichen Ausbildungsabschnitte selbst übernehmen. 
 
B. 2.10 Angebotspreis  

 
Der Angebotspreis setzt sich zusammen aus dem Monatspreis je Teilnehmerplatz sowie dem Monats-
preis pro Platz der auswärtigen Unterbringung.  
 
Die Zahlungsmodalitäten sind den Vertragsbedingungen zu entnehmen. 
 
Im Rahmen des Angebotspreises sind alle mit der Durchführung der Ausbildung in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehenden Kosten zu berücksichtigen, dies gilt insbesondere für.  

 Kosten für erforderliche Lehr- und Lernmittel, die den Teilnehmern unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden müssen (hierzu gehören nicht die im Rahmen des Berufsschulunterrichts benö-
tigten Lehr- und Lernmittel) 

 sämtliche Kosten für Angebote zur Motivation der Teilnehmer gemäß B.3.4 (z.B. Fahrkosten-, 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie ggf. zusätzliche Personalkapazitäten und Kinder-
betreuungskosten; als Kinderbetreuungskosten gelten u.a. Kindergarten-/Hortgebühren, Kosten 
für eine Tagesmutter, Mehraufwendungen für die Betreuung bei Nachbarn und Verwandten) 

 Prüfungsgebühren inkl. Gesellenstück 

 notwendige Kosten für Arbeitskleidung und -gerät, einschließlich der auf Grundlage von Unfall-
verhütungsvorschriften notwendigen Arbeitsschutzkleidung und -ausrüstung.  

 Kosten für Mittagessen  

 ggf. Kosten der auswärtigen Unterbringung einschließlich Verpflegung 

 ggf. zusätzliche Fahrkosten für Fahrten zwischen unterschiedlichen Ausbildungsstätten am 
Maßnahmeort  

 ggf. zusätzliche Fahrkosten für Fahrten von auswärtig untergebrachten Teilnehmern zwischen 
Unterkunft und Ausbildungsstätte  

 Kosten für eM@W  

 Sonstige Kosten (z.B. Führerscheinerwerb im Ausbildungsberuf zum Berufskraftfahrer) 

 Kosten für Bewerbung und Vorstellung bei Betrieben für die betrieblichen Ausbildungsphasen 
und bei Kooperationsbetrieben sowie für die angestrebte Übernahme in betriebliche Berufsaus-
bildung  

 Aufwendungen des Auftragnehmers für Eingliederungsbemühungen und Stabilisierung der 
Beschäftigungsaufnahme  

 
Fahrkosten zu den Betrieben für die betrieblichen Ausbildungsphasen sowie zu den Kooperationsbe-
trieben und zur Berufsschule werden durch den jeweiligen Bedarfsträger an die Teilnehmer erstattet.  
 
Die vom Auftragnehmer beschaffte Arbeitskleidung sowie Arbeitsschutzkleidung geht nach Ablauf der 
Probezeit in das Eigentum des Teilnehmers über. 
 
Aufwendungen für im Einzelfall behinderungsbedingt zusätzlich notwendige Leistungen (z.B. Einsatz 
eines Gebärdensprachdolmetschers für hör/sprachbehinderte Teilnehmer) sind nicht Bestandteil der o.g. 
Maßnahmekosten. Sie werden gesondert erstattet. Über die Notwendigkeit und die Höhe der erstattungs-
fähigen Kosten für die zusätzlichen Leistungen entscheidet der Bedarfsträger im Einzelfall und informiert 
den Auftragnehmer über deren Höhe. Die Kosten werden vom Auftragnehmer verauslagt und in Abstim-
mung mit dem Bedarfsträger auf Einzelnachweis abgerechnet.  
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Sofern im Einzelfall technische Arbeitshilfen zur Durchführung/Fortsetzung der Maßnahme notwendig 
sind, sind diese durch den Teilnehmer, ggf. unter Einbeziehung des Auftragnehmers, beim jeweiligen 
Bedarfsträger zu beantragen. 
 
Für bestimmte Berufe bzw. Tätigkeitsbereiche sind die Teilnehmer aus seuchenhygienischen Gründen 
nach § 43 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (In-
fektionsschutzgesetz - IfSG) zu belehren und ggf. ärztlich zu untersuchen. Die erstmalige Belehrung und 
ggf. erforderliche ärztliche Untersuchung ist vor Beginn des entsprechenden Einsatzes vom Auftragneh-
mer über das zuständige Gesundheitsamt zu veranlassen und wird bescheinigt. Die Kosten werden auf 
Einzelnachweis durch den Bedarfsträger erstattet.  
 
Sofern die Vorlage eines aktuellen Führungszeugnisses erforderlich ist, werden die Kosten auf Einzel-
nachweis durch den Bedarfsträger erstattet. 
 
Folgende Kosten fließen nicht in den Monatspreis ein und werden separat erstattet: 

 Kosten für überbetriebliche Ausbildungsabschnitte (ÜBL) 
Die separate Erstattung der Kosten für überbetriebliche Ausbildungsabschnitte kann nur erfolgen, 
wenn diese entweder in der Ausbildungsordnung des jeweiligen Ausbildungsberufes bzw. durch 
Ausbildungsregelungen oder durch einen Beschluss der Vollversammlung der zuständigen Stelle 
verbindlich vorgeschrieben sind.  
Falls ein Zusatzbeitrag/ Entwicklungskostenbeitrag bei den ÜBL- Veranstaltungen erhoben wird, 
kann dieser separat erstattet werden. Eine separate Kostenerstellung erfolgt nicht, wenn die In-
halte dieser überbetrieblichen Ausbildungsabschnitte (mit Einverständnis der zuständigen Stel-
len) vom Auftragnehmer selbst im Rahmen der Maßnahme (d.h. mit dem in der Maßnahme ein-
gesetzten Personal) vermittelt werden. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die im Zusammenhang 
mit der Teilnahme an obligatorischen überbetrieblichen Ausbildungsabschnitten anfallenden Kos-
ten im Vorfeld mit dem Bedarfsträger abzustimmen. Nicht verbindlich vorgeschriebene überbe-
triebliche Angebote sind bei Inanspruchnahme aus dem laufenden Maßnahmekostensatz zu be-
streiten. 
Der Auftragnehmer hat die anfallenden Kosten zu verauslagen und mit dem Bedarfsträger abzu-
rechnen. Für die Abrechnung mit dem Bedarfsträger hat der Auftragnehmer den zentral bereitge-
stellten Abrechnungsvordruck zu nutzen. (www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de > Arbeits-
markt-Dienstleistungen > Vordrucke > Vordrucke für die Vertragsausführung > Maßnahmen auf 
der Rechtsgrundlage SGBIII/SGB II in der Fassung ab 01.04.2012 > Maßnahmen für Rehabili-
tanden (ohne § 45 SGB III) > Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf – kooperati-
ves und integratives Modell >) 
Bei Auszubildenden mit einem Anspruch auf Ausbildungsgeld gem. §§ 122 ff. SGB III kommt in 
Anlehnung an den § 79 Abs. 3 SGB III nur eine Erstattung der Teilnahmegebühren in Betracht. 
Bezieher von Ausbildungsgeld können die entstandenen Kosten für eine erforderliche auswärtige 
Unterbringung, Verpflegung und zusätzlich entstandene Fahrtkosten gegenüber der BA direkt 
geltend machen. Der Auftragnehmer hat ggfs. entsprechende Hilfestellungen bei der Beantra-
gung zu leisten. Eventuell für Bezieher von Ausbildungsgeld verauslagte Kosten für eine erforder-
liche auswärtige Unterbringung, Verpflegung und zusätzlich entstandene Fahrtkosten sind somit 
direkt mit dem Auszubildenden abzurechnen. 
 

 Ggf. erhobene Gebühren der zuständigen Stellen für die Eintragung des Ausbildungsvertrages in 
das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse (Lehrlingsbetreuungsgebühr).  
 

 Für jede vorzeitige und nachhaltige Vermittlung in eine betriebliche Berufsausbildung wird nach 
Maßgabe des § 28 Abs. 10 der Vertragsbedingungen eine Vermittlungspauschale – orientiert an 
den Vorgaben des § 79 SGB III - in Höhe von 2.500 Euro brutto gezahlt. 

 
B.2.11 Mittagessen  
 
Der Auftragnehmer hat allen Teilnehmern ein Mittagessen anzubieten. Das Mittagessen besteht aus min-
destens einer warmen Mahlzeit, die täglich wechselt. Dies kann z.B. im eigenen Kantinenbetrieb oder in 
Kooperation mit Cateringunternehmen, etc. erfolgen. Diese Leistung ist in den Angebotspreis einzukalku-
lieren. Dies gilt auch für Zeiten der Berufsschule, betrieblichen Ausbildungsphasen und überbetrieblichen 
Ausbildungsabschnitte.  
 

http://www.ausschreibungen.arbeitsagentur.de/
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Soweit die Bereitstellung des Mittagessens durch den Auftragnehmer tatsächlich nicht möglich ist, hat der 
Auftragnehmer dem Teilnehmer den Zuschuss zu den Mittagskosten in Höhe einer Pauschale von 
3,80 Euro täglich auszuzahlen. Dies gilt nicht für Fehlzeiten. 
 
B.2.12 Auswärtige Unterbringung 
 
Für Teilnehmer, die auswärtig – aber dennoch innerhalb des im Leistungsverzeichnis/Losblatt angegebe-
nen Maßnahmeortes – untergebracht werden müssen, hat der Auftragnehmer Unterbringungsmöglichkei-
ten zu suchen und ihnen anzubieten. Soweit die Ausbildungsstätte und Ort der auswärtigen Unterbrin-
gung räumlich auseinander liegen, hat der Auftragnehmer den Transfer zu gewährleisten. Die vorzuhal-
tende Kapazität für auswärtige Unterbringung ergibt sich aus dem Leistungsverzeichnis/Losblatt. 
 
Auswärtige Unterbringung erfolgt in Wohngruppen mit Betreuung. Zu einer Wohngruppe gehören bis zu 
20 Teilnehmer. Die Betreuung pro Wohngruppe ist in der Zeit von 16.00 Uhr bis 22.00 Uhr durch einer/n 
Erzieher/in sicher zu stellen. Im Rahmen der Betreuung ist eine differenzierte Freizeitgestaltung im Um-
fang von mindestens fünf Zeitstunden pro Woche anzubieten. In der Zeit von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr ist 
mindestens eine nächtliche Rufbereitschaft einzusetzen. Der Auftragnehmer hat die erforderlichen Auf-
sichtspflichten zu gewährleisten. 
 
Auswärtige Unterbringung erfolgt in vollmöblierten Zimmern mit einer maximalen Zimmerbelegung von 
zwei Teilnehmern. Je Wohngruppe sind ein Gemeinschaftsraum sowie eine Küche zur Verfügung zu 
stellen. Sanitäre Anlagen sind in angemessenem Umfang vorzuhalten.  
 
Die tägliche Reinigung der Zimmer und der Gemeinschaftsräume einschließlich der Küchen und Sanitär-
anlagen erfolgt durch die Teilnehmer. Zusätzlich hat der Auftragnehmer die Grundreinigung des Sanitär-
bereiches einmal wöchentlich sicher zu stellen. 
 
Den auswärtig untergebrachten Teilnehmern ist ein ausreichendes und abwechslungsreiches Frühstück 
und Abendessen inkl. Kalt- bzw. Warmgetränk bereitzustellen. Dies gilt nicht an den Wochenenden 
(=Samstag und Sonntag).  
 
Die Betreuung in der vorstehend beschriebenen Form ist von Sonntag 16.00 Uhr bis Freitag 06.00 Uhr je 
Wohngruppe, zu realisieren. An den Wochenenden sowie in der Zeit von Freitag 16.00 Uhr bis Sonntag 
16.00 Uhr und an gesetzlichen Feiertagen ist eine Betreuung von bis zu 24 Teilnehmern durch eine Be-
treuungsperson - ohne Bindung an eine Wohngruppe - zu gewährleisten.  
 
B.2.13 Psychologische Begleitung 
 
Sofern im Leistungsverzeichnis/Losblatt die psychologische Begleitung gefordert ist, hat der Auftragneh-
mer, bei Vorliegen des Einverständnisses des Teilnehmers, diese im geforderten Umfang anzubieten. Die 
Verteilung der Zeitstunden auf die einzelnen Teilnehmer erfolgt nach deren individuellem Bedarf. Die 
psychologische Begleitung ist durch die Präsenz eines Psychologen sicher zu stellen. Neben der psycho-
logischen Begleitung der Teilnehmer hat er auch das Ausbildungsteam einzelfallbezogen zu unterstützen. 
 
Die psychologische Begleitung/Betreuung unterstützt die Teilnehmer, um deren Ausbildungsfähigkeit zu 
erhalten bzw. (wieder-) herzustellen, beispielsweise durch gezielte Angebote für eine rechtzeitige Inter-
vention bei Krisen. Neben der einzelfallbezogenen Arbeit (wie Beratung und Training zur Behinderungs- 
bzw. Krankheitsbewältigung) ergänzen auf die Zielgruppe abgestimmte Angebote die sozialpädagogische 
Begleitung.  
 
B.2.14 Individuelle Leistung für die Teilnehmer 
 
Die Teilnehmer erhalten keine Ausbildungsvergütung. Die Entscheidung über die Gewährung von Ausbil-
dungsgeld oder Übergangsgeld trifft der zuständige Bedarfsträger.  
 
B.2.15 Sozialversicherung und Unfallversicherung 
 
Der Auftragnehmer hat die Teilnehmer zur Sozialversicherung unter Beachtung des Krankenkassen-
wahlrechts anzumelden und die Sozialversicherungsnummer dem Bedarfsträger umgehend mitzuteilen. 
Die Mitteilung der Sozialversicherungsnummer erfolgt in der Regel mit der Eintrittsmeldung. Sofern sie zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt ist, kann sie nachgereicht werden.  
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Die Beiträge zur Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Rentenversicherung, Arbeitslosenversiche-
rung sind vom Auftragnehmer abzuführen. Sie werden monatlich nachträglich auf Antrag des Auftrag-
nehmers vom Bedarfsträger teilnehmerbezogen erstattet. Für die Bemessung der Sozialversicherungs-
beiträge gilt als monatliche beitragspflichtige Einnahme ein Arbeitsentgelt in Höhe von 20 % der aktuell 
monatlichen Bezugsgröße.  
 
Für die Teilnehmer besteht die alleinige Zuständigkeit des Bundes als Träger der Unfallversicherung 
dann, wenn die Bundesagentur für Arbeit der zuständige Rehabilitationsträger ist (§ 136 Abs. 3 Nr. 2 des 
SGB VII i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII). Beiträge zur Unfallversicherung für Rehabilitanden fallen dann 
für den Auftragnehmer nicht an.  
 
B.2.16 Umsatzsteuerregelung 
 
Die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung von Arbeitsmarktdienstleistungen nach dem SGB II und 
SGB III regelt § 4 Nr. 15b Umsatzsteuergesetz (UStG). Umsatzsteuerfrei sind danach,  

„Eingliederungsleistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, Leistungen der aktiven Arbeitsför-
derung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch und vergleichbare Leistungen, die von Einrichtungen 
des öffentlichen Rechts oder anderen Einrichtungen mit sozialem Charakter erbracht werden. Andere 
Einrichtungen mit sozialem Charakter im Sinne dieser Vorschrift sind Einrichtungen,  

a) die nach § 178 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch zugelassen sind, 

b) die für ihre Leistungen nach Satz 1 Verträge mit den gesetzlichen Trägern der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch geschlossen haben oder 

c) die für Leistungen, die denen nach Satz 1 vergleichbar sind, Verträge mit juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts, die diese Leistungen mit dem Ziel der Eingliederung in den Arbeitsmarkt durchfüh-
ren, geschlossen haben.“ 

(§ 4 Nr. 15b UStG in der Fassung vom 25.07.2014) 
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B.3 Beschreibung der Leistung und deren Qualitätsstandards 
 
Der Auftragnehmer ist als Ausbildender nach dem BBiG bzw. der HwO für die vollständige und ord-
nungsgemäße Durchführung des Ausbildungsvertrages verantwortlich. 
 
Die Ausbildung erfolgt nach den aktuell gültigen Ausbildungsordnungen bzw. -regelungen und deren 
Ausbildungsrahmenplänen. Eine Wiedergabe der Inhalte im Rahmen der Angebotsabgabe ist nicht erfor-
derlich.  
 
Die Ausbildung umfasst zusätzlich: 
 

 zielgruppengerechte Methodik und Didaktik  

 Entwicklung und Förderung von Schlüsselkompetenzen 

 Stütz- und Förderunterricht 

 Sozialpädagogische Begleitung 

 individuelle Förderplanung 

 Umsetzung der Ausbildung unter Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Besonderheiten 

 Einbindung des Auftragnehmers in die regionalen Netzwerke 

 Eingliederung 

 Qualitätssicherung 
 
B.3.1 Zielgruppengerechte Methodik und Didaktik 
 
Ziel ist es, die Teilnehmer durch den Einsatz spezieller didaktischer Lernangebote in die Lage zu verset-
zen, das Maßnahmeziel zu erreichen. 
 
Die Angebote sind am Kompetenzansatz auszurichten und haben die besondere Situation der Teilneh-
mer zu berücksichtigen. Es sind Lernsituationen zu schaffen, die an den vorhandenen Kenntnissen und 
Kompetenzen anknüpfen und in denen die Teilnehmer ihre Fähigkeiten erkennen und zur Geltung brin-
gen können.  
  
Die zielgruppengerechte Methodik und Didaktik muss sich sowohl auf die Fachtheorie als auch auf die 
Fachpraxis beziehen. Es sind verschiedene Methoden, insbesondere Gruppen- und Einzelunterricht, 
Projekt- und Gruppenarbeit, Arbeitsaufträge, Übungen und Rollenspiele einzusetzen. 
Teilnehmerbezogene Aufnahmen (Video-/Tonaufnahmen) sind vom Auftragnehmer unverzüglich nach 
Ausscheiden des Teilnehmers zu löschen. 
 
Folgende Lehrmittel sind einzusetzen und vorzuhalten: 

 Allgemeine und berufsspezifische Fachliteratur, die den Anforderungen der gültigen Ausbil-
dungsordnung entspricht und für die die jeweilige Zulassung erteilt ist. Berufsspezifische Fachlite-
ratur ist nicht vorzuhalten, aber im Bedarfsfall unverzüglich bereitzustellen.  

 Arbeitsmittel, z.B. Arbeitsbögen, Skripte, Prüfungsbögen usw., sind zum Verbleib beim Teilneh-
mer zur Verfügung zu stellen. 

 Allgemein- und berufsbezogene Lern-Software.  
 

 
B.3.2 Entwicklung und Förderung von Schlüsselkompetenzen 
 
Die Entwicklung und Förderung von Schlüsselkompetenzen als berufsübergreifende Kompetenzen hat 
eine große Bedeutung, um die Teilnehmer auf die wachsenden Anforderungen z.B. im Bereich der 
Selbstorganisation und Problemlösung in der Arbeitswelt vorzubereiten. Die Entwicklung von Kompeten-
zen im Rahmen einer ganzheitlichen Persönlichkeitsentwicklung stellt eine Querschnittsaufgabe dar und 
ist während der gesamten Maßnahme gezielt zu fördern.  
 
Insbesondere sollen gefördert werden: 

 Persönliche Kompetenzen (z.B. Motivation, Leistungsfähigkeit, Selbsteinschätzung, Selbstsicher-
heit, Offenheit, Wertehaltung, Empathie) 

 Soziale Kompetenzen (z.B. Kommunikation, Kooperation/Teamfähigkeit, Konfliktfähigkeit)  
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 Methodische Kompetenzen (z.B. Problemlösung, Arbeitsorganisation, Lernfähigkeit, Einordnung 
und Bewertung von Wissen)  

 Lebenspraktische Fertigkeiten (z.B. Umgang mit Behörden, Umgang mit Geld, Hygiene, Tages-
struktur, Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, Einkauf, Selbstversorgung, Erscheinungsbild, all-
gemeine Informationen zur Freizeitgestaltung) 

 Interkulturelle Kompetenzen (z.B. Verständnis sowie Toleranz für Umgang mit anderen Kulturen, 
Traditionen und Religionen) 

 IT- und Medienkompetenz (selbständige Anwendung und zielgerichtete Nutzung von Informa-
tions- und Kommunikationstechniken sowie Printmedien) 

 
B.3.3 Stütz- und Förderunterricht 
 

Der Erwerb von fachtheoretischen, -praktischen und allgemein bildenden Kenntnissen (hier insbesondere 
Deutsch und Mathematik) ist durch den Einsatz von Stütz- und Förderunterricht abzusichern.  
 
Die Teilnehmer sind durch gezielte Aktivitäten auf die jeweilige Zwischen-, Teil- bzw. Abschlussprüfung 
vorzubereiten. Neben der fachlichen Vorbereitung ist auch ein spezielles Training im Umgang mit Prü-
fungsstress, Prüfungsangst und Prüfungsdruck durchzuführen. 
 
B.3.3.1 Stützunterricht 
 
Den Teilnehmern sind die zur Ausbildung erforderlichen fachtheoretischen, -praktischen und allgemein 
bildenden Inhalte zielgruppen- und voraussetzungsgerecht zu vermitteln bzw. deren Vermittlung zu un-
terstützen und zu stabilisieren. Der Stützunterricht ist kontinuierlich für alle Auszubildenden einzusetzen 
und auf die im Berufsschulunterricht vermittelten Unterrichtsinhalte abzustimmen. 
 
 
B.3.3.2 Förderunterricht 
 
Im Rahmen des Förderunterrichts sind den Teilnehmern neue Lerntechniken zu eröffnen. Dabei sollen 
Inhalte und Zusammenhänge aufgezeigt, verdeutlicht und dauerhaft in das Wissens- und Handlungspo-
tential übernommen werden. Der Förderunterricht ist bei Bedarf mit anderen Lernsituationen zu verzah-
nen. 
Der Förderunterricht ist individuell einzusetzen und unter Angabe der Lerntechniken gesondert zu doku-
mentieren. Er ist methodisch an den Fähigkeiten sowie an dem individuellen Entwicklungspotential des 
Teilnehmers auszurichten. 
 
B.3.4 Sozialpädagogische Begleitung 
 
Ziel der sozialpädagogischen Begleitung ist die nachhaltige Stabilisierung des Teilnehmers, um eine 
möglichst dauerhafte berufliche Eingliederung zu erreichen. Sie fördert die beruflichen sowie sozialen 
Handlungskompetenzen und unterstützt die Entwicklung des Teilnehmers in Bezug auf die Anforderun-
gen der Arbeits- und Lebenswelt.  
 
Ausgehend von der Feststellung der persönlichen Fähigkeiten und individuellen Bedürfnisse ist die sozi-
alpädagogische Begleitung bedarfsorientiert über die gesamte Ausbildungsdauer einzusetzen sowie an 
den unterschiedlichen Lernorten bereit zu stellen. Hierbei ist ein besonderer Schwerpunkt darauf zu le-
gen, drohende Maßnahmeabbrüche frühzeitig zu erkennen und durch gezielte Angebote weitestgehend 
zu vermeiden. 
  
Die sozialpädagogischen Angebote sind auf die Fachpraxis- und Fachtheorie abzustimmen. Zu den An-
geboten gehören insbesondere: 

 Krisenintervention 

 Konfliktbewältigung 

 Alltagshilfen 

 Entwicklungsfördernde Beratung und Einzelfallhilfe 

 Verhaltenstraining 

 Informationen zu Suchtprävention 

 Unterstützung zum eigenständigen Handeln 

 Die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit den an der Ausbildung Beteiligten  
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 regelmäßige Unterstützungsangebote für die Betriebe, in denen die betrieblichen Ausbildungs-
phasen stattfinden und für Kooperationsbetriebe bei der Qualifizierung der Teilnehmer 

 regelmäßige Sprechstundenangebote 

 Hilfestellung bei der Beantragung von Sozialleistungen 
 
Um motivationsbedingte Abbrüche möglichst zu vermeiden, sind bedarfsgerechte Angebote zum Aufbau 
eines Vertrauensverhältnisses des Teilnehmers zum Personal (insbesondere zum Sozialpädagogen) 
sowie zur Motivation der Teilnehmer zu unterbreiten. Hierbei wird erwartet, dass während der Probezeit 
grundsätzlich mit allen Teilnehmern eine verpflichtende gemeinsame Freizeit mit einer Dauer von vier 
Tagen (einschließlich drei Übernachtungen) durchgeführt wird.  
 
Während dieses Angebotes darf der Personalschlüssel von 1:12 nicht unterschritten werden. Sofern we-
niger als 12 Teilnehmer an dem Angebot teilnehmen, ist mindestens eine 1,0 Vollzeitstelle einzusetzen. 
 
Der Auftragnehmer hat die erforderlichen Aufsichtspflichten zu gewährleisten.  
Für Teilnehmer, die das Angebot der gemeinsamen Freizeit nicht wahrnehmen konnten (bspw. aufgrund 
von Krankheit, Eintritt in die Maßnahme nach der Realisierung der gemeinsamen Freizeit), ist eine zweite 
Durchführung einzurichten, sofern eine Gruppe von mindestens sechs Teilnehmern gebildet werden 
kann. 
 
Es ist eine Abstimmung mit der Berufsschule vorzunehmen. 
 
Die Unterbringung hat geschlechtergetrennt in festen Unterkünften (kein Zeltlager) zu erfolgen. Eine Un-
terbringung ist z.B. in einer Jugendherberge im Mehrbettzimmer möglich. 
 
Der Durchführungsort kann vom Auftragnehmer frei gewählt werden. 
 
Sofern ein Teilnehmer nicht an dem Angebot teilnehmen kann, sind die Gründe hierfür in der Förderpla-
nung zu dokumentieren. 
 
Dieses Angebot ist mit dem in der Maßnahme zum Einsatz kommenden Personal durchzuführen. Sofern 
für die Betreuung der Teilnehmer während dieses Angebotes zum in B.2.4 aufgeführten Personalschlüs-
sel zusätzliche Personalkapazitäten erforderlich sein sollten, ist der Mehrbedarf vorrangig über eine 
Stundenerhöhung des bereits in der Maßnahme eingesetzten Personals abzudecken. 
 
Das über dieses Angebot aufgebaute Vertrauensverhältnis ist im weiteren Maßnahmeverlauf durch weite-
re geeignete Angebote und enge Begleitung weiter auszubauen. 
 
B.3.5 Individuelle Förderplanung 
 
Ziel der individuellen Förderplanung ist die Steuerung des individuellen Maßnahmeverlaufes und die Ab-
sicherung des Maßnahmeerfolges. 
 
Die systematische Förderplanung ist die Grundlage für eine zielgerichtete Unterstützung der Teilneh-
mer. Sie baut auf den zu erhebenden Informationen über den Teilnehmer hinsichtlich seiner schulischen 
Erfahrungen, des bisherigen persönlichen – und beruflichen Werdegangs, seines sozialen Umfeldes, 
seiner Kompetenzen und Defizite sowie weiteren für den Prozess wichtigen Kompetenzen (wie z.B. die 
individuelle Ausprägung der Schlüsselkompetenzen) auf. Die Förderplanung muss differenzierte Aussa-
gen zu den fachlichen, allgemeinbildenden und sozialpädagogischen Förderbereichen enthalten. In Pha-
sen ohne Stütz- und Förderunterricht muss die besondere sozialpädagogische Arbeit in der Förderpla-
nung z.B. Fallbesprechungen, motivierende Aktionen, Einzelfallhilfen o.ä. nachgewiesen werden. 
 
Der individuelle Ausbildungs- und Entwicklungsstand der Teilnehmer, die laufenden Vermittlungsaktivitä-
ten sowie die Planung, Überwachung, Beurteilung, Steuerung des Ausbildungs- bzw. Entwicklungspro-
zesses ist fortlaufend in der Förderplanung zu dokumentieren. Hierbei ist auch zu verdeutlichen, wie die 
vorliegenden eigenen Erkenntnisse des Auftragnehmers sowie –mit Einwilligung des Teilnehmers- die 
der Netzwerkpartner (z.B. schriftliche und mündliche Rückmeldungen von Betrieben zum Ablauf der be-
trieblichen Ausbildungsphasen und von Kooperationsbetrieben) in den Förderverlauf und Eingliederungs-
prozess einbezogen werden. 
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Das individuelle Förderangebot wird mit dem Teilnehmer gemeinsam im Hinblick auf Förderschwerpunkte 
und -ziele festgelegt und in Form von Zielvereinbarungen adressatengerecht festgeschrieben. Dem Teil-
nehmer ist jeweils eine Mehrfertigung der Zielvereinbarung auszuhändigen.  
 
Die hierzu mit dem Teilnehmer geführten Gespräche sind durch den Auftragnehmer in Bezug auf Zeit-
punkt, Inhalt und Gesprächsteilnehmer zu dokumentieren und dem Bedarfsträger auf Verlangen nachzu-
weisen.  
 
Hierbei ist für den Teilnehmer die Transparenz der Abläufe, Entscheidungen, Vereinbarungen und Kon-
sequenzen wichtig. Zudem ist deutlich herauszustellen, in welcher Art und in welchem Umfang die Unter-
stützung durch die Fachkräfte des Auftragnehmers erfolgt. Hierbei ist insbesondere darzustellen, wie die 
Entwicklung der Schlüsselkompetenzen sowie die Unterstützung hinsichtlich des anzustrebenden Ziels 
eines frühzeitigen Übergangs in betriebliche Ausbildung umgesetzt wird.  
 
Die Förderplanung ist regelmäßig zu den im Rahmen der Zielvereinbarung (möglichst kleinschrittig) ver-
einbarten Zeitpunkten auszuwerten und weiter zu entwickeln. Die Ergebnisse zu den vereinbarten Schrit-
ten sind regelmäßig (mindestens alle drei Monate) nachzuhalten (z.B. über zielgruppengerechte Lerner-
folgskontrollen oder Fallbesprechungen zwischen dem Personal) und zu dokumentieren. Sofern sich 
hieraus Änderungen ergeben, die sich auf die abgeschlossene Zielvereinbarung auswirken, ist eine ent-
sprechend angepasste Zielvereinbarung abzuschließen. 
 
Die vorgenannten Regelungen zur Zielvereinbarung gelten unabhängig von den inhaltlichen Vorgaben 
und den Übersendungszeitpunkten der LuV. Die LuV ersetzt keine Förderplanung mit den einzelnen Ziel-
vereinbarungen, die als getrennte Dokumente in den Teilnehmerunterlagen zu hinterlegen sind. 
 
Die wesentlichen Inhalte der individuellen Förderplanung sowie die Inhalte der Zielvereinbarung sind 
anlassbezogen in Form einer Leistungs- und Verhaltensbeurteilung zur Genehmigung an die Beratungs-
fachkraft des Bedarfsträgers zu übermitteln. Die Übermittlung darf nur mit schriftlicher Einwilligung des 
Teilnehmers erfolgen. Diese ist mit Unterschrift des Teilnehmers auf einer Mehrfertigung der jeweiligen 
LuV zu erklären. Der Auftragnehmer hat die Mehrfertigung bis zum Vertragsende aufzubewahren.  
 
Die LuV ersetzt nicht die umfassende individuelle Qualifizierungs- und Förderplanung. 
 
Je nach Anlass werden drei Arten einer Leistungs- und Verhaltensbeurteilung (LuV) unterschieden: 
 
Start-LuV:  einzureichen spätestens eine Woche nach Ende der Probezeit 
 
Verlauf-LuV:  einzureichen spätestens vier Monate vor Abschluss des jeweiligen Ausbildungs-

jahres sowie unmittelbar bei einem sonstigen Anlass (z.B. drohender Abbruch, 
geplanter unterjähriger Übergang in betriebliche Berufsausbildung oder in die ko-
operative Form, Verlängerung der Ausbildung wegen Nichtbestehens der Ab-
schlussprüfung) 

 
Abschluss-LuV:  spätestens am letzten Tag der Teilnahme 
 
Die LuV sind verbindlich nach Maßgabe der dem fachlichen Infopaket zu eM@w beigefügten Muster-LuV 
für BaE integrativ zu gliedern. 
 
Die Förderplanung hat sich ebenfalls an dieser Struktur zu orientieren. 
 
B.3.6 Umsetzung der Ausbildung unter Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Besonderheiten  
 
Die Belange junger Menschen mit Behinderung, die wegen Art oder Schwere der Behinderung eine 
individuelle besondere Unterstützung bei der Aufnahme einer betrieblichen Ausbildung bedürfen, sind zu 
berücksichtigen. Die Ausbildung der Teilnehmer verlangt eine individuelle Planung der Phasen der Aus-
bildung, um den erfolgreichen und möglichst frühzeitigen Übergang in betriebliche Ausbildung und Be-
schäftigung zu gewährleisten.  
 
B.3.7 Einbindung des Auftragnehmers in die regionalen Netzwerke  
 



Ausbildung für behinderte Menschen mit Förderbedarf § 117 Abs. 1 S. 1 Nr. 1b SGB III/2015 

- integratives Modell - 

 

Stand: 05.03.2015 401-15-Rehaint-50100 Seite 27 von 28 
  

Ziel ist es, unter Einbeziehung aller am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt beteiligten Akteure, die dauerhafte 
Eingliederung in Ausbildung/Arbeit zu erreichen. Zudem bedarf es für die Umsetzung des Maßnahme-
konzeptes der Kooperation und damit eines regional abgestimmten Handelns. 
 
Der Auftragnehmer muss im regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt verankert und vernetzt sein. So-
fern eine Verankerung und Vernetzung nicht besteht, hat er diese rechtzeitig bis zum Beginn der Maß-
nahme aufzubauen und kontinuierlich weiter zu entwickeln.  
 
Verankerung und Vernetzung bedeutet insbesondere die intensive Zusammenarbeit mit  

 dem Bedarfsträger, 
 Betrieben,  
 Berufsschulen und 
 zuständige Stellen, 
sowie auch anlassbezogen mit  
 Innungen, Arbeitgeber- und Unternehmensverbänden, 
 Jugend- und Sozialämtern sowie weiteren Beteiligten eines regionalen Übergangsmanagements 

(regionale Anlaufstellen, Kompetenzagenturen, etc.), 
 zielgruppenspezifischen Netzwerken sowie  
 weiteren regionalen Akteuren. 

 
Die jeweiligen Kontakte und deren Inhalte sind nachvollziehbar zu dokumentieren. 
 
B.3.8 Eingliederung 
 

Es ist Aufgabe des Auftragnehmers, die Teilnehmer beim Ziel des möglichst frühzeitigen Übergangs in 
eine betriebliche Ausbildung beziehungsweise nach Abschluss der außerbetrieblichen Ausbildung bei der 
Eingliederung versicherungspflichtige Beschäftigung aktiv unter Einbeziehung der Netzwerkpartner zu 
unterstützen. 
 
Zu diesem Zweck hat der Auftragnehmer u.a. gezielt Ausbildungs- und Arbeitsstellen in erforderlichem 
Umfang zu akquirieren und die Eigenbemühungen der Teilnehmer zu fördern. 
 
Vom Auftragnehmer werden fundierte Kenntnisse des regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes er-
wartet. Er hat diese Kenntnisse durch Marktanalyse und -beobachtung regelmäßig zu aktualisieren. Die 
Kenntnisse über den regionalen Ausbildungsmarkt müssen sowohl Ausbildungen nach 
§§ 4, 5 ff BBiG/§§ 25, 26 ff HwO als auch §§ 64 ff BBiG/§ 42 k-m HwO einbeziehen. 
 
Übergang in betriebliche Ausbildung 
Es sind insbesondere solche Betriebe für die betrieblichen Ausbildungsphasen zu akquirieren, bei denen 
eine Perspektive gesehen wird, dass  
 

- eine Übernahme in betriebliche Ausbildung,  
- sofern dies nicht möglich ist, eine Fortsetzung der Ausbildung in kooperativer Form, 
- sofern auch dies nicht möglich ist, nach erfolgreichem Abschluss der außerbetrieblichen Ausbil-

dung eine Übernahme in Arbeit  
 

erfolgt. 
 
Bei der Auswahl von Kooperationsbetrieben für die Fortsetzung der Ausbildung in kooperativer Form, 
sind Betriebe zu akquirieren, bei denen erwartet werden kann, dass die grundsätzlich erklärte Übernah-
mebereitschaft in betriebliche Ausbildung im ggf. noch folgenden Ausbildungsjahr regelmäßig umgesetzt 
wird. Auf die zu erklärende Übernahmebereitschaft ist der Kooperationsbetrieb vom Auftragnehmer bei 
der Akquise ausdrücklich hinzuweisen. 
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle von ihm akquirierten Ausbildungsstellen, die nicht mit den zuge-
wiesenen Teilnehmern besetzt werden können, mit Einverständnis des Arbeitgebers dem Bedarfsträger 
mitzuteilen. 
 
Der Auftragnehmer hat gemeinsam mit dem Teilnehmer unter anderem die JOBBÖRSE der BA unter 
www.arbeitsagentur.de im Hinblick auf den angestrebten Übergang in betriebliche Berufsausbildung zu 
nutzen. Der Teilnehmer ist im Umgang mit der JOBBÖRSE der BA zu unterstützen und zur Nutzung der 

http://www.arbeitsagentur.de/
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Funktionen zu befähigen. Falls noch nicht vorhanden, kann der Teilnehmer die Zugangsda-
ten/Berechtigungen (z. B. Benutzername, schreibenden Zugriff) bei seiner zuständigen Beratungsfach-
kraft anfordern. 
Hierzu ist das Einverständnis des Teilnehmers bzw. dessen Eltern/ Erziehungsberechtigte(n) erforderlich. 
 
 
Eingliederung in Arbeit 
Wird die Berufsausbildung außerbetrieblich zu Ende geführt, hat der Auftragnehmer darauf hinzuwirken, 
dass sich der Teilnehmer spätestens drei Monate vor dem vertraglich vereinbarten Ausbildungsende bei 
dem für ihn zuständigen Bedarfsträger arbeitsuchend meldet. 
 
Der Auftragnehmer hat spätestens drei Monate vor Ausbildungsende gemeinsam mit dem Teilnehmer 
unter anderem die JOBBÖRSE der BA unter www.arbeitsagentur.de für die Eingliederungsbemühun-
gen in Arbeit zu nutzen. Sofern das Einverständnis des Teilnehmers bzw. dessen El-
tern/Erziehungsberechtigte(n) vorliegt, ist unter Nutzung der Zugangsdaten des Teilnehmers zur JOB-
BÖRSE ein Stellengesuch vom Typ Arbeit zur zielorientierten Integration in Arbeit anzulegen und zu pfle-
gen.  
 
Ablehnung der gemeinsamen Nutzung der JOBBÖRSE 
Lehnt der Teilnehmer bzw. dessen Eltern/Erziehungsberechtigte(n) die Nutzung der JOBBÖRSE bzw. die 
Unterstützung des Teilnehmers bei der Pflege des Benutzerkontos inkl. des Anlegens von Stellengesu-
chen durch den Auftragnehmer ab, ist dies in der Förderplanung zu vermerken und der Bedarfsträger zu 
informieren. 
 
Informationen zur JOBBÖRSE 
Der Auftragnehmer hat sich laufend und insbesondere vor Maßnahmebeginn über geänderte Funktionali-
täten und Handhabungen der JOBBÖRSE der BA im Leitfaden für Ausbildungssuchende und im Leit-
faden für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu informieren.  
 
B.3.9 Qualitätssicherung 
 
Zur Sicherung der Qualität hat der Auftragnehmer die Durchführung der Maßnahme zu evaluieren. Hier-
bei hat er unterschiedliche Erkenntnisquellen zu nutzen, hieraus mögliche Handlungsbedarfe abzuleiten 
und umzusetzen. Erkenntnisquellen können insbesondere sein:  

 anonymisierte Teilnehmerbefragungen 

 Befragungen des in der Maßnahme eingesetzten Personals  

 Rückmeldungen aus Betrieben  

 Fehlzeiten- und Abbruchanalyse sowie 

 Auswertung des Maßnahmeerfolges. 
 
Auf Verlangen sind dem Auftraggeber die Ergebnisse der Analysen vorzulegen und Umsetzungsprozesse 
darzustellen. 
 
Der Auftraggeber behält sich vor, die Teilnehmer zu wesentlichen Qualitätsaspekten der Maßnahme-
durchführung zu befragen.  
Die Teilnahme an der Befragung ist für die Teilnehmer freiwillig. 
 
Die Ergebnisse der Befragung kann der Auftraggeber als Referenz verwenden. 
 

http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtaz/~edisp/l6019022dstbai416817.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtaw/~edisp/l6019022dstbai397019.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtaw/~edisp/l6019022dstbai397019.pdf



